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en Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Iten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 
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52. Sitzung det Abgeordnetenhauſes vom 11. Mat. 
— 15 Am Winifterifee Salt, —— Geb. Räthe Bartſch, Bre⸗ 
eld u. 


n dem Abgeordneten Reichenſperger ift ein Antrag eingebracht, 
betreffend den katholischen Religionsunterricht in den Volksſchulen. 
Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Interpellation des 
Abgeordneten von Heeremann: „Durch Verfügung der löniglichen Re⸗ 
terung und des königlichen Oberpräſidiums zu Münjter vom 23. Septem⸗ 
r pr. und vom 3. Januar dieſes Jabres iſt den Eigenthümern der Ge 
baude, welche don den Ordensgenoſſenſchaften der Kapuziner und Franzis 
kaner vor ihrer im Sommer vorigen Jahres erfolgten Auflöſung miethweiſe 
benutzt worden waren, unterſagt worden, die an den betreffenden Gebäuden 
befindlichen Kapellen, da fi Andächtige zum Gebete in denſeben eingefunden 
hätten, offen ftehen, und mit den Glocken verſelben läuten zu laſſen und zu: 
gleich iſt einem früheren Kioſterbruder, welcher in den Dienſt des Beſitzers 
des früber von den Capuzinern angemietheten Gebäudes getreten und von 
dieſem mit der Aufſicht über Haus und Garten betraut war, verboten wor⸗ 
den, ferner in dem betreffenden Hauſe zu wohnen. Auf Grund dieſer Vor⸗ 
gänge, durch welche in das Recht des Privateigenthums und in die perſöa⸗ 
liche Freiheit in geſetzwidriger Weile eingegriffen worden, erlaube ich mir, an 
die königliche Staatsregierung die Frage u richten: Wird diefes Verfahren 
von der öniglichen Staatsregierung gebilligt? Was iſt, reſp. wird geſche⸗ 
ben, um Abbilfe zu ſchaffen?“)“ x et ct 
Abg. b. Heereman: Wenn ich, obwohl dieſe Angelegenheit bereits bei 
Gelegenheit der zweiten Berathung des Etats zur Sprache gebracht worden 
iſt, doch noch dieſe Interpellation eingebracht habe, ſo geſchah es nicht, um 
den Culturkampf wieder auf die Tribüne zu bringen, ſondern weil trotz der 
ſofort nach der Verfügung der Regierung zu Münſter erhobenen und ſpater 
wiederbolten Beſchwerden der Betheiligten bis zur Einbringung der ‚Inter: 
pellation am 8. März keine Entſcheidung des Miniſteriums erfolgt war und 
weil wir Katholiken natürlicher Weiſe, je öfter wir in unſeren Gefühlen der: 
letzt werden, deſto empfindlicher werden. Es beſtimmte mich auch der Um⸗ 
ſtand, daß mir der Vorſitzende der Petitions⸗Commiſſion erklärte, er ſei nicht 
in der Lage, die in dieſer Sache vorliegende Petition zur baldigen Erledi⸗ 
gung zu bringen. (Hört! hört! im Centrum.) Auf eine Wiederholung der 
von mir ſchon bei der Eiatsberathung gegebenen Erörterungen der Sachlage 
verzichte ich vorläufig, da nach Zeitungsnachrichten durch Verfügung des 
Cultusminiſters vom 6 Mai die Oberpräſidialverfügung binſichtlich der Fran⸗ 
ziskaner⸗Capelle aufgehoben worden iſt. Ich boffe, daß auch die Angelegen⸗ 
beit des Kloſterbruders in dem von mir gewünſchten Sinne erledigt wer: 
den wird. Ich bitte zunächſt den Herrn Cultus miniſter eine Erklärung ab⸗ 
geben zu wollen, da meine Interpellation möglicher Weiſe dadurch gegen⸗ 
ſtandslos wird. . 
Der Cultus miniſter: Die beiden Beſchwerden des Kaufmann Albers 
in Münſter und des Grafen Galen ſind der Staatsregierung in ihrer 
Centralinſtanz zugegangen und in Erörterung gezogen worden, ehe der Abg. 
v. Heereman hier überbaupt vie Angelegenheit zur Sprache gebracht hat. 
Nach den früheren Ausführungen des Interpellanten ſollen die Anordnungen 
der dortigen Provinzialbebhörden ganz erorbitante fein, fie erſcheinen aber bei 
genauer Betrachtung doch nicht fo jedes Rechtstitels baar, wie der Herr Ab⸗ 
geordnete meinte. Von einzelnen anderen Geſichtspunkten abgeſehen, beftand 
bei den Provinzialbehörden die Meinung, daß die zu gleicher Zeit mit der 
Niederlaſſung der Franziskaner in Münſter errichtete Franziskanerkirche, über 
deren Schließung ſich der Kaufmann Albers beſchwert, lediglich ein Annexum 
der Niederlafiung ſei und als ſolches mit der Niederlaſſung wegfalle. Man 
kann über eine ſolche Auffaſſung ſtreiten, aber Sie werden ſie nicht als eine 
ſolche bezeichnen dürfen, wie ſie von dem Abg. v. Heereman bei der erſten 
Gelegenheit charakteriſtit worden iſt. Wäre dieſe Argumentation richtig ge⸗ 
weſen, dann würde es ſich im 24 ie Falle um die Errichtung einer 
neuen Kirche handeln, die nicht das Erbauen einer Kirche bezeichnet, fon: 
dern das Herſtellen eines Gebäudes als Kirche, und nach $ 176 des 11. Ti⸗ 
tels zweiten Tbeiles des Landrechts wäre hierzu die Genehmigung der 
Staatsbebörde nothwendig geweſen. Die Vorausſetzung der Regierung hat 
allerdings in der Centralinſtanz als richtig nicht anerkannt werden können, 
denn es hat ſich ergeben, daß dieſe Kirche nicht blos für die Zwecke der 
Conventuaſen hergeſtellt worden iſt, ſondern vom erſten Augenblicke an auch 
für den öffentlichen Gottesdienſt. Es iſt mir ſogar möglich geworden, ein 
Verzeichniß über die Gottesdienſte in der Stadt Mänſter zu erhalten, in 
welchem vieler Gottesdienſt erwähnt iſt. Dieſer Zuſtand iſt auch von der 
Staatsregierung, obwohl der § 176 in Geltung war, 20 Jahre geduldet 
worden. Der Herr Miniſter des Innern und ich konnten dieſe Kirche alſo 
nicht als eine neue Kirche betrachten. Es fragte ſich alſo nur, ob das Geſetz 
vom 31. Mai v. J., betr. die Auflöfung der Orden und Congregationen, in 
dieſer Beziehung eine Handhabe gäbe. ‚ . 
Dieſe Handhabe würde aber nur vorhanden fein, wenn entweder die 
Kirche weiter zu Ordenszwecken benützt würde, oder wenn ſich an die Kirche 
eine Thätigkeit lehnte, welche ſich als Wiederaufleben der 1 Nieder⸗ 
laſſung darstellt. Sonſt mochte es gehen, wie in Neuſtadt in Weſtpreußen 
mit dem dortigen Franziscanerkloſter; im Jahre 1834 iſt es nach langen 
Unterhandlungen durch Allerhöchſte Ordre aufgehoben worden und im Jahre 
1873 babe ich die letzten und zwar viel zahlreicher gewordenen Mönche daraus 
entfernt. (Heiterkeit.) Die Entſcheidung in Betreff der Kapuzinerkirche hat 
noch nicht getroffen werden können. Es verſtebt ſich ganz von ſelbſt, daß 
dieſelben Grundſätze auch dieſer Kirche gegenfiber zur Anwendung kommen 
werden; es liegt aber noch nicht klar, ob nicht in der That der eben bezeich⸗ 
nete Zuſtand vorliegt, daß es ſich nämlich um die Retablirung der aufge: 
löten diesmal nicht Franziscaner⸗, ſondern Capuzinerniederlaſſung bandie. 
Wenn Alles fo iſt, wie der Herr Interpellant früher ausführte, fo wird die 
von mir angedeutete Schlußfolgerung nicht gezogen werden können, aber es 
beſtehen zwiſchen den er orderten Berichten und den Angaben des Ab⸗ 
geordneten v. Heeremann Differenzen und es müſſen noch thalſächliche Feſt⸗ 
kellungen ſtattſinden. Es iſt dem Beſchwerdeführer, Grafen Galen, davon 
Kenntniß und ihm dadurch Gelegenheit gegeben, die Sache zu beſchleunigen. 
erwähne dies ausdrücklich, weil er in Belreff des Kloſterbruders die ge⸗ 


niſſes und vor 
Religionsübung 


Centrum.) Der Capuzinerbrüder Rufinus iſt 


geſchieden und in den Dienſt des Grafen Galen getreten. Mit welchem Rechte 
will man 1 ne icht derweigern, in dem Kloſter feine Wohnung zu 
A en one — ‚Nfenbar bernumftmibeig, ampunehmen, daß durch 1 

en 

Ordens begründ et werben ae oſterbruder eine neue Anſiedelung dieſe 
Cultus miniſter 8 Die Herren vom Centrum, die dem Vorredner fo 
lauten Beifall zuriefen, be er behauptete, der § 176 des Landrechts ſei durch 
die Verfaſſung aufgeben en, meh damit implicite der Volksvertretung und 
der geſammten geſetzgebenden Gesees den Vorwurf der Verfaſſungsverletzung. 
Denn das Haus bat in dem Geſetz dom 20. Juni 1875 ganz allgemein die 
Beſtimmung gutgebeißen, daß, wenn eine Gemeinde eine neue Kirche errichten 
will, dazu ſtaatliche Genehmigung erforderlich ſei. Denſelben Beſchluß hat 
Ihre Commiſſton zu dem heute auf der Tagesordnung ſtehenden Geſetz über 
die ſtaatlichen Aufſichtsrechte bei der Vermögensverwaltung in den katho⸗ 
lischen Diöceſen gefaßt. Was die gegenwärtige Stellung des Bruders 
„Rufinus betrifft, fo wird eben beſtritten, daß er aus dem Orden wirklich 
ausgetreten ſei. In der — — des Grafen Galen ſteht nur, er wäre aus 
dem Convent ausgetreten. Glauben Sie denn wirklich, daß es der Regie⸗ 
rung möglich it, auf die bloße Erklärung eines Ordensbruders: „ich bin aus 
dem Orden ausgeſchieden“, dies ohne Weiteres zu glauben? (Odo! im 


Centrum.) Meinen Sie wirklich, daß das bloße Ausziehen des Ordenskleides 
die Ordensqualität aufhebt? (Ja wohl! im Centrum.) Sie ſagen ja; aber 
Ihre eigenen Geiſtlichen und Oberbeboͤrden ſchlagen Sie in dieſer Beziehung 
und ſtrafen Sie Lügen. (Unruhe und Widerſpruch im Centrum.) Ich habe 
recht intereſſante Urkunden in Händen, Ordensgeiſtliche und zwar auch 
Franziskaner betreffend, die behaupteten, aus dem Orden ausgetreten zu ſein, 
und was ſagen die Urkunden darüber? — Ich glaube, ich habe ſie zufällig 
bier in meiner Mappe. Sete Es wird jenen Geiſtlichen erlaubt, ſo 
lange die gegenwärtigen Zuſtände jo find, den Rock, das geiltlihe Gewand 
auszuziehen und ſich auch von dem gemeinſamen Leben zu dispenſiren, aber 
fie werden ermahnt, zum Zeichen ihrer fortdauernden Zugehörigkeit dae 
Nn e nach innen zu tragen (Hört! bört! links.) Wenn ſolche 

inge conſtatirt ſind, dann müßten Sie doch wirklich der Staatsregierung 
eine wahrhaft ſträfliche Leichtgläubigkeit zutrauen, wenn. fie der bloßen Er: 
klärung: „ich bin aus dem Orden ausgetreten“, Glauben ſchenken ſollte. 
(Sehr wahr! links.) Die Regierung verfährt alſo bei Prüfung dieſer Be: 
ſchwerde blos ſorgſam und gewiſſenhaft und das iſt ihre Pflicht. (Lebhafter 
Beifall links. Ziſchen im Centrum) 

Abg. Windthorſt (Meppen): Auch ich bin durchaus mit dem Abg. von 
Heereman der Meinung, daß die betreffende Beſtimmung des Landrechts 
durch Artikel 15 der Verfaſſung, und nachdem dieſer eliminirt worden, un⸗ 
weifelhaft durch den noch zu Recht bestehenden Artikel 12, aufgehoben iſt. 

er Einwand des Miniſters hiergegen ift abſolut hinfällig. In dem Geſetz 
vom 20. Juni 1875 hat es ſich nur darum gehandelt, in der Gemeinde und 
auf Koſten, alfo unter der Verantwortlichleit der Gemeinde, Pfarrkirchen zu 
bauen. Hierzu ſollte die Zuſtimmung der Regierung erforderlich ſein. Ganz 
etwas anderes iſt es aber, wenn eine Kirche durch einen Privatmann gebaut 
wird. Oder ſollte es etwa in dem Rechtsſtaate Preußen unzulaſſig fein, daß 
8 auf feine, Koſten eine Kirche baut und mit feinen Nachbarn und 

reunden darin öffentlich betet? Darauf möge mir der Cultusminiſter Ant⸗ 
wort geben. Sollte das wirklich im preußiſchen Staate Rechtens ſein, dann 
wäre dies allerdings eine hübſche Unterſchrift unter das Gemälde, welches 
ſicher demnächſt erſcheinen wird, und den Miniſter darſtellt, wie er es endlich 
dahin gebracht hat, ein Paar Mönche aus dem Kloſter Neuſtadt zu vertrei⸗ 
ben, eine Heldenthat ohne Gleichen, würdig eines Ehrenmonuments. (Ob! 
Ohl links. Sehr wahr! im Centrum.) Der Miniſter ſcheint zu glauben, 
daß das Kloſtergeſetz ihm das Recht giebt, Perſonen, welche in einer aufge⸗ 
löften Niederlaſſung verblieben ſind, zu hetzen wie das Wild. Das iſt ab: 
ſolut die Meinung des Geſetzes nicht. Die Niederlaſſung als ſolche iſt auf⸗ 
gelöſt, damit iſt aber keineswegs geſagt, daß die betreffende Perſon deshalb 
das Local verlaſſe. (Heiterkeit.) Sie dürfen nur keine Ordensthätigkeit in 
demſelben betreiben, fie dürfen nicht mehr in ihrer Ordenstracht erſcheinen; 
aber ſie haben abſolut nicht aufgebört, preußiſche Staatsbürger zu ſein und 
als ſolche können fie fo viel fie wollen, in einem Hauſe zuſammenleben, ge 
meinſchaftliche Menagen haben und — erſchrecklich für den Cultusminiſter zu 
ören — 954 gemeinſchaftlich beten. e 

Ich weiß ſehr genau, daß in den Miniſterialberathungen des betreffenden 
Geſetzes ſehr viel über dieſen Punkt verhandelt worden 15 Man hat hier 
zuerſt eine beſchraͤnkende Beſtimmung einführen wollen, bat aber ſchließlich 
geglaubt, man werde aus der beſtehenden Faſſung ſchon alles Wünſchens 
werthe berausinterpretiren können und dies ſcheint man nun thatſächlich 
gründlich beſorgen zu wollen. Wir ſehen bier, wie der große preußiſche Staat 
mit feiner Million Soldaten und mit ſeinem Schullehrer⸗Heer ohne Ende 


vor einem Kloſterbruder in Angſt gerätb und Monate nöibig bat, um zu G 


entdecken, ob er ein Kloſterbruder iſt, oder nicht. Wir wollen eine Ruhmes⸗ 
balle bauen. Ich denke, wir ſetzen als eiſte Figur den Cultiusminiſter und 
dieſen Kapuziner hinein. (Heiterfeit.) 5 

Cultusminiſter Falk: Ich habe aus der Rede des Abg. Windthorſt den 
überzeugenden Eindruck gewonnen, daß er große Worte macht, weil er ſeiner 
Sache nicht ſicher iſt. (Sehr wahr! links. Widerſpruch im Centrum.) Gewiß 
ſind bier große Worte recht unnütz gebraucht worden. So z. B.: Der Kapu⸗ 

iner wird gehetzt wie ein Wild. Der gute Mann kann an allen Orten in 
künſter ganz ungeſtört leben. Er wohnt auch rubig dort und geht alle 
Mittage zum Kloſter, um ſich ſein Eſſen geben zu laſſen; und das nennt 
der Vorredner: er wird gehetzt wie ein Wild. (Heiterkeit) Wenn er aber 
meint, es genüge die Erklärung, daß die Ordenemitglieder den geiſtlichen 
Rock ausziehen, um für ſie das Recht zu erhalten, ganz ruhig zuſammen nach 
wie vor in der Anſiedelung ſitzen zu bleiben, dann irrt er ſich doch ſehr; 
dann wäre es ziemlich unnütz a überhaupt die Maigeſetze zu machen. 
(Sehr richtig!!) Im Uebrigen bin ich ſehr erſtaunt geweſen, daß der Vor⸗ 
redner bon geheimen Actenſtücken über Miniſterialverhandlungen Kenntniß 
bat, von denen ich perſönlich ganz und gar nichts weiß. (Heiterkeit.) Es iſt 
das wiederum ein Beweis, welchen Werth die Grundlage der Ausführungen 
des Vorredners beanſpruchen kann. nm f 
Abg. von Schorlemer⸗Alſt: Der Minifter meinte, wir kämen bier 
immer mit überflüſſigen Beſchwerden. Ich dächte doch, wenn die im Culiur⸗ 
kampf erlaſſenen Maigeſetze, die an ſich ſchon bart genug find, in der Aus⸗ 
führung von den Behörden auf ungebörige chikanöſe Weile verſchärft werden 
(Unruhe), und wenn alle unſere Beſchwerden darüber im Inſtanzenzuge ver⸗ 
gebliche ſind, was bleibt uns dann anderes übrig, als bier vor das Haus 
und das Land zu treten und zu ſagen: auf dieſe Weiſe werden die latho⸗ 
liſchen Staatsbürger in Preußen behandelt mit Verletzung der Parität und 
des Rechts. Wie ſiebt denn Überhaupt noch ein freier Preuße aus (Heiter- 
keit), wenn er nicht mehr das Recht haben ſoll, nachdem er ausdrücklich feinen 
Austritt aus dem Orden erklärt hat, in ſeinem bisherigen N zu ver⸗ 
bleiben? Man will an den Austritt des Kloſterbruders nicht glauben, weil 
er einmal einem ordinirten Geiſtlichen die Meſſe bedient habe. Iſt denn 
das ein Act der Ordensgeiſtlichkeit? Das thue ich ſelber ſehr oft zu Haufe, 
ich ſchätze es mir zur Ehre und ich gehöre keinem Orden an. Wie kann man 
das Verbleiben des früheren Kloſterbruders im Kloſter eine Anſtedelung 
nennen? Zu einer Anſiedelung gehören doch wenigſtens zwei. (Gelächter 
und Widerſpruch.) Wenn ſich ein ausgetretener Kloſterbruder etablirt, wo 
er will, ſo kommt die Behörde und ſagt ihm: Das geht nicht, Du bildeſt 
eine Niederlaſſung. Soll ein ſolches unerhörtes Vorgehen der Behörden als 
berechtigt anerkannt werden, dann kommen wir in Zuſtände binein, die nicht 
mehr deutſch und ſelbſt nicht mebr ruſſiſch, ſondern abſolut unvernünfüg und 
barbariſch ind. 

Die Interpellation iſt hiermit erledigt. 

Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Bethei ⸗ 
ligung des Staates an dem Unternehmen einer Eiſenbahn von Itzeboe 
über Wilſter, Taterphal und Meldorf nach Heide. 

Abg. Hanſen wünſcht allen derartigen: Unternehmungen, welche von 
energiſchen Privaten im Intereſſe des Landes in die Hand genommen werden, 
dieſelhe Unterſtützung wie dem vorliegenden. f } 1 

Abg. Lipke erklärt, daß er nach näherer Erkundigung die Bedenken, die 
er bei der erſten Leſung gehabt habe, vollſtändig fallen laſſe und das Geſetz 
unverändert zur Annahme empfehle. a 

au "ag wird in feinen einzelnen Paragraphen ohne weitere Debatte 
genehmigt. 

Letzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Specialberathung des Geſetz⸗ 
entwurfs über die Aufſichtsrechte des Staates bei der Vermögens⸗ 
verwaltung in den katholiſchen Disceſen. K 

§ 1 lautet: Die Aufſicht des Staats über die Verwaltung: 1) der für 
die katholiſchen Biſchöfe, Bisthümer und Capitel beſtimmten Vermögens⸗ 
ſtücke, 2) der zu kirchlichen, wohlthatigen oder Schulzwecken beſtimmten und 
unter die Verwaltung oder Aufſicht katholiſch⸗kirchlicher Organe geſtellten 
Anſtalten, Stiftungen und Fonds, welche nicht bon dem Geſetze vom 20. Juni 
1875 ri werben, wird nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen 
ausgeübt. 

bg. v. Jazdzewski: Mit dem gegenwärtigen Geſetzentwurf geht man 
wieder einen guten Schritt weiter, die Biſchöſe zur Unterwürfigkeit unter die 
Staatsgewalt zu * und fie zu Maſchinen der Regierung herabzuwür⸗ 
digen. Die Motive ſtellen die Nolhwendigkeit der Vorlage als eine Conſe⸗ 
quenz des Geſetzes vom 20. Juni 1875 hin, ſie nehmen ſich aber nicht die 
Mühe, die Nothwendi keit nachzuweiſen. Wenn man darauf binweiſt, daß 


der Staat am wenigſten berechtigt it, derartige Vorwürfe zu einer Zeit zu 
machen, wo man ſich bitter über die Verwaltung einzelner Inſtitute des 
Staates ſelbſt beklagen muß. Ich ſehe überhaupt wirklich nicht ein, weshalb 
die Staatsregierung, um ibren Zweck zu erreichen, ſo viele Paragraphen 
macht, ſie bätte doch in einem einzigen Paragraphen einfach erklären ſollen: 
das Kirchenvermögen geht an den Gtaat über. 

Abg. Dauzenberg: Die allgemeinen Gründe, welche mich und meine 
Parteifreunde bewegen, gegen das Geſetz zu ſtimmen, ſind Ihnen Allen 
bekannt. Wir können dieſes Product der aufgeregten Zeit, welche ſchon je 
viele derartiger Erzeugniſſe hervorgebracht hat, nicht annehmen, weil es Hand 
anlegt an Jahre lang beſtehende Zuſtände, die zu keiner Klage Veranlaſſung 
gegeben haben, und weil durch dieſe Staaisbevormundung gänzlich mit dem 
Prinzip der Selbſtverwaltung gebrochen wird, die man in letzter Zeit auf 
allen übrigen Gebieten durchzuführen beſtrebt geweſen iſt. Für die Noth⸗ 
wendigkeit der Beſeitigung der alten Zuſtände wird von der Regierung in 
den Motiven ein faßbarer Grund überhaupt nicht angeführt; es wird einfach 
geſagt: „Das Bedürfniß zum Erlaß eines ſolchen Geſetzes kann nicht in Abrede 
geſtellt werden; einer näheren Ausführung bedarf dieſer Satz nicht.“ Wenn 
man das Maß der dem Staate durch dieſe Vorlage über die Kirche einge⸗ 
räumten Rechte betrachtet, fo muß man dem Abg. Reichenſperger zuſtimmen, 
daß man einen ſolchen Zuſtand ſich wohl vorſtellen könne, in einem Polizei⸗ 
ſtaate, oder in einem Staate, in welchem Staat und Kirche weſentlich im 
Einklang ſteben, aber nicht in einem Rechtsſtaate wie Preußen, beſonders da 
die Majorität der Landesvertretung, mit der Regierung an der Spitze, ſich 
direct feindlich der katholiſchen Kirche gegenüberſtellt. Was die Regierung in 
Bezug auf die Begründung verſäumt hat, das baben bei der erſten Leſung 
die Abgg. v. Haucke und v. Sybel nachholen zu müſſen geglaubt. Was die 
Ausführungen des erſteren Herrn anbetrifft, jo war mir von denſelben nur 
das intereſſant, daß er in Bezug auf die Confeſſton Farbe bekannt bat, und 
es wird nächſtens im ‘Barlamenis-Almanad die Bemerkung hinzugefügt wer⸗ 
den müflen: geweſener römiſcher Katholik. Die Ausführungen des zweiten 
Redners waren in der alten Weiſe gehalten, es ſei in früherer Zeit gefehlt 
worden, und die jetzige Regierung ſuche dies wieder gut zu machen, nachdem 
man die ſchlimmen Folgen erkannt babe. Selbſtperſtändlich wird diefe kühne 
Behauptung wieder aufgeſtellt ohne irgend welche Thatſachen zur Begrün⸗ 
dung anzuführen. Apr F 

Entſchieden unglücklich iſt aber Herr v. Sybel in der Behauptung ge⸗ 
weſen, daß die Steuern, welche von den Kirchenbehörden auferlegt würden, 
am Rheine ſich von Jahr zu Jabr mehrten. Es iſt bedauerlich, daß von 
Leuten, die überhaupt nichts von der Sache verſtehen, in fo verletzender 
Weiſe, wie es neulich geſchehen, über derartige Dinge geſprochen wird. Es gehört 
allerdings ein außerordentliches Maß von Ignoranz in katholiſchen Dingen 
dazu, wenn man von einem rheiniſchen Bauern ſich erklaren läßt, daß er, 
wenn er ſich weigere, den Peterspfennig zu zablen, auf 300 Jahre ins Fege⸗ 
feuer gebaunt würde. Abg. v. Schorlemer hat dem Abg. d. Sybel ſchon 
neulich das Zeugniß ausgeſtellt, daß er ſich in Bezug auf Unerfahrenheit 
ſeine volle Jugendſriſche bewahrt babe, aber derſelbe iſt doch lange genug 
am Rhein geweſen, um den rheiniſchen Humor zu kennen; wenn er ſich 
trotzdem ein derartiges Märchen hat aufbinden laſſen, jo iſt dies von einem 
Geſchichteprofeſſor, der doch Kritik üben ſollte, nicht beſonders lobenswerth. 
Wenn nun der Abg. v. Sypbel keine einzige Thatſache gegen die bisherigen 
Zuſtände bat vorbtingen können, fo iſt das für mich ein Beweis, daß die⸗ 
ſelben vortrefflich geweſen ſein müſſen. Es liegt deshalb nicht der geringſte 
rund vor, bier ein buxeaukratiſches Element in die Verwaltung zu brin⸗ 
gen, während Sie auf allen anderen Gebieten die Selbſtverwaltung durch⸗ 
führen, und Sie werden es ſpäter bereuen, der Regierung eine ſolche Macht 
in die Hände gegeben zu haben. Was ſpeciell den § 1 anbetrifft, fo hatten 
wir in der Commiſſion darauf bingewieſen, daß das vorliegende Geſetz nur 
die Aufſſichtsrechte des Staates über die Vermögens verwaltung der katho⸗ 
liſchen Biſchöfe u. ſ. w. betreffe, aber keineswegs über die — ſelbſt. 
Die Nr. 2 gehe aber über dieſen Zweck hinaus, indem fie alle Anſtalten 
unter die Aufſicht des Staates ftelle, auch ſolche, die kein eigenes Vermögen 
beſäßen, ſondern nur durch Zuſchuſſe und Sammlungen unterhalten würden. 
Die Commiſſion iſt aber nicht auf unſeren Antrag, der dieſem Uebelſtand 
abbelfen ſollte, eingegangen, es ſcheint auch bier, wie bei den übrigen 
Kirchengeſetzen, das Beſtreben zu herrſchen, eine Aude Dunkelheit in den 
Wortlaut bineinzubringen. Zeigen Sie durch Ablehnung des § 1, d 
Ibnen die Beförderung einer freiheitlichen Entwickelung vorſchwebt und da 
nicht Alles gut iſt, wenn ſich der Staat hincinmiſcht. (Beifall im Centrum.] 

Abg. v. Spbel: Ich erblicke in der Aeußerung des Vorredners über 
meine neuliche Rede nur eine Anerkennung meiner politiſchen Conſiſtenz, für 
die ich ihm ſehr dankbar bin; ein anderes Urtheil von ihm über meine poli⸗ 
tiſche, wiſſenſchaftliche und hiſtoriſche Thätigkeit würde mich überraſcht haben, 
denn Großdeuiſche, Welfen und Ultramontane find ſeit Jahren einig, daß 
ich von wiſſenſchaftlicher Kritik und Unbefangenheit vollkommen frei bin. Ich 
babe über die Stimmung der rheiniſchen bäuerlichen Bevölkerung in Bezug 
auf den dem Clerus ſchuldigen Gehorſam durchaus kein Wort zu viel gefagt, 
jeder, der es verſucht, in den clericalen rheiniſchen Bezirken eine liberale 
Wahlagitation zu unternehmen, wird beut jo gut wie vor 3 Jahren die Er⸗ 
fahrung machen, daß er ein für allemal die Antwort bekommt: ja, das mag 
alles wahr ſein, aber wir müſſen den Geistlichen gehorchen. Man bekommt 
ſogar gelegentlich die Antwort: Der Herr Caplan bat es verboten und was 
der Caplan ſagt, das iſt Gottes Wort. (Heiterkeit.) Bei aller Anerkennung 
für dieſe Disciplin beſtreite ich Ihnen doch das Recht, es als Inſulte Ihrer 
Kirche zu erachten, wenn Jemand dieſe Thatſache conſtatirt. Der College 
Dauzenberg meinte: da ich die materielle Schlechtigleit der biſchöflichen Ver⸗ 
mögensadminiſtration nicht nachgewieſen habe, jo ſei damit die Trefflichkeit 
derfelben fattfam dargethau. Ich kann auf eine derartige Autorität durchaus 
nicht Anſpruch machen, denn ich bekenne mich offen als unwiſſend über die 
Details der biſchöflichen Adminiſtration in den preußiſchen Diöceſen. Wo 
find, denn dieſe Adminiſtrationen jemals an die Oeffentlichkeit getreten? Die 
Adminiſtralion des preußiſchen Staates vollzieht ſich im Lichte der Oeffent⸗ 
lichkeit, unter ſtetiger Discuſſton der Intexeſſenten und ihrer Vertreter. (Abg. 
Windthorſt [Meppen]: Reptilienfonds.) In jedem Staate giebt es einzelne 

onds, welche die Volksvertretung mit vollem Vertrauen der Regierung zur 

erfügung ſtellt. (Lebhafter Widerſpruch im Centrum.) Sie, meine Herren 
vom Centrum, find doch nicht jeder für fi die Volls vertretung, ſondern es 
iſt dies die Mehrheit dieſes Hauſes. Und wieviel Procent des geſammten 
Staatshaushalts bilden denn dieſe Fonds? Nicht blos der kirchliche Reptilien⸗ 
fonds, das päpſtliche Preßbureau hüllt ſeine Verwaltung in Dunkel, ſo daß 
man nur zufällig durch das Bekenntniß einer clericalen Turiner Zeitung er⸗ 
fährt, daß der Papſt die Gnade gehabt bat, die Fonds dieſes Preßbureaus 
um einige bunderttanfend N zu erhöhen, ſondern Ihre ganze Ver⸗ 
waltung iſt der öffentlichen Discuffion entzogen. 

Die Biſchöfe machen oder machten in ihren Anzeigeblättern bekannt, was 
ihnen anſtand, das Uebrige nicht, und wenn alſo ein gewiſſes Mißtrauen 

egen die Solidität und Gemeinnützigkeit dieſer Verwaltung exiſtirt, ſo haben 

ie ſich nur an Ihre biſchöflichen Behörden zu wenden, welche das Licht der 
Oeffentlichkeit bisher conſequent und grundſätzlich geſcheut haben. Es bat 
übrigens an Klagen und Beſchwerden über dieſe Verwaltung feinesiveg; 
gefehlt. Der Abg. Dauzenberg hat erklärt, daß der Exbiſchof Förſter mit 
Recht jene 900,000 Mark aus den Händen der Heiden und Gottloſen gerettet 
bat. ma waren es nun nicht blos 900,000 Mark, ſondern etwas über 
eine Million. Wenn aber in der That der bisherige Rechtsſtand der Kirche 
dieſe Handlungsweiſe des Exbiſchofs Förſter rechtfertigt, dann iſt es dringend 
nöthig, bier einzugreifen und eine Aenderung des echtszuſtandes zu ſchaffen. 
Wenn der Abg. Dauzenberg ferner es mißlich findet, in dieſen aufgeregten 
Zeiten ein Geſeh über die Beauffihtigung des Diöceſanvermögens zu machen, 
jo mag er und einzelne der verehrten Mitglieder bei dieſem kirchenpolitiſchen 
Streite in einer permanenten Aufregung ſich befinden; aber der größte Theil 
der Mitglieder dieſes Hauſes iſt bis heute mit der entſchiedenſten Ruhe, 
welche die feſte Ueberzeugung von der Nothwendigkeit und Gerechtigkeit einer 
Deſenſive geben kann, in dieſem Kampfe vorwärts gegangen. Dies Geſetz 
iſt schlechterdings nur die Wiederherſtellung desjenigen Rechtszuſtandes, der 
im preußiſchen Staate vom Jahre 1817 bis 1850 beſtanden hat. Die 


einzelne Biſchöſe das Vermögen ſchlecht verwaltet haben, fo glaube ich, daß! Didceſanderwaltung wird ſogar in geringerem Grade der Staatsauffiht 
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unterworſen, als in der Zeit bon 18171850. Unter diesen Verbältniſſen Abg. Lauenſtein: Ich habe den Abg. Windiborſt fo verſtanden, daß der 
ges] Biſchof von Hildesheim die Vermögensſtücke deshalb veräußert babe, damit 


erſcheint jeder Gedanke an die Möglichkeit, daß hier ein Geſetz ab irato 
macht wäre, ausgeſchloſſen. Wenn darauf bingewieſen worden ift, daß Fitrft 
Bismarck bei dem Werke der Reactionsminiſter von 1850 und 51, die ich 
als die Urheber der jetzt auftretenden ſouveränen Gelüfte der Kirche bezeichnet 
babe, mitgeholfen hätte, fo bemerke ich, daß ich den Fürſten Bismarck keines⸗ 
wegs für ebenſo infallibel auf politiſchem Gebiete halte, wie Sie den Papſt 
auf kirchlichem. Noch vor wenigen Sitzungen wurde erwähnt, daß ich in 
Betreff des allgemeinen gleichen Stimmrechts den entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt vertreten babe, und ſollte er heute yore Agitation für daſſelbe in 
unſeren ſtädtiſchen Communen unterſtützen, jo würde ich ganz unbedenklich 
alle Argumente gegen ein nach meiner Anſicht abſurdes und verderbliches 
Syſtem auch ihm gegenüber geltend machen. 

Die Verfügungen von 1850 und 1851, wonach die damaligen Minifter 
in einer geradezu ſtaatsverratheriſchen Weiſe (Obo! im Centrum) den Biſchöſen 
freie Hand in ihrer Cigenmächtigkeit ließen, tragen übrigens nicht die Un: 
terſchrift des Fürſten Bismarck. Den Zuſtand, welchen der Fürſt Bismarck 
bei Uebernahme des Miniſteriums vorfand, hat er mit ſtaatsmänniſcher Ein⸗ 
ſicht allerdings nicht eher angegriffen, als wir alle wiſſen. — Es wird ferner 
behauptet, die Vorlage ſchlage den Prinzipien der Selbſtverwaltung, die ſonſt 
in unſerem Staate maßgebend ſind, in's Geſicht. Unſere bürgerlichen Com⸗ 
munen, die wir nach den Grundſätzen der Selbſtverwaltung zu conſtituiren 
ſuchen, kennen es aber gar nicht anders, als daß über der Selbftverwaltung 
in beſtimmten Punkten die Staatsaufſicht einzuwirken hat; da dies ein über⸗ 
lieferte gemeines Recht iſt. Wenn Sie alſo die Staatsaufſicht über die 
Kirche beſeitigen wollen, ſo fordern Sie damit ein ſonſt im Staate bei allen 
anderen Corporationen unerhörtes Souveränetäts⸗Privileg für ſich. Ich kann 
alſo nur bitten, bleiben wir auf dem eingeſchlagenen Wege, die kirchlichen 
Corporationen mit demſelben Maße zu meſſen, wie die übrigen, geben wir 
diejenigen Freiheitsrechte, die die Natur der Corporation erfordert, aber be⸗ 
3 dem Staate und feiner Geſetzgebung Souveränetät und Aufſichts⸗ 
rechte vor. 

Referent Dr. Wehrenpfennig: Ich kann natürlich als Referent nicht 
auf die allgemeinen Ausführungen des Abg. Dauzenberg eingehen, ich will 
nur darauf binweiſen, daß in dieſem ganzen Geſetz nichts beſteht, was nicht 
eine directe Conſequenz des Geſetzes vom 20. Juni 1875 iſt. Wenn der 
Abg. Dauzenberg die Zuſtände, welche mit dieſer Vorlage ene wer⸗ 
den ſollen, als ganz neu bezeichnet, ſo möchte ich ihm zwei Paragraphen aus 
dem Landrecht vorleſen, in deſſen erſtem es heißt: das Kirchenvermögen ſteht 
unter der Aufſicht und Direction des Staates; während der zweite beſagt: 
der Staat iſt berechtigt, darauf zu ſehen, daß die Einkünfte richtig zur Ber 
wendung kommen. Der Abg. Dauzenberg hat ferner auf die auf allen Ge⸗ 
bieten durchgeführte Selbſtwerwaltung exemplifizirt; er will es doch aber ge: 
wiß nicht als Selbſtverwaltung bezeichnen, wenn der Biſchof unbeſchränkter 
Souverän iſt. Laſſe man alſo doch die Reden von einer himmelſchreienden 
Beſchränkung der Selbſtverwaltung. 

$ 1 wird hierauf angenommen. 

§ 2 lautet in der Faſſung der Regierungsvorlage: Die verwaltenden 
Organe bedürfen der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in nach⸗ 
ſtehenden Fällen: 1) zu dem Erwerb, der Veräußerung oder der dinglichen 
Belaſtung von Grundeigenthum, ſowie zu der Veräußerung dinglicher Rechte 
an Grundſtücken; 2) zu der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen 

eſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben; 3) zu außerordent⸗ 
icher Benutzung des Vermögens, welche die Subſtanz ſelbſt angreift, ſowie 
m der Kündigung und Einziehung von Capitalien, fofern fie nicht zur zins⸗ 
aren Wiederhelegung erfolgt; 4) zu Anleihen, ſofern fie nicht blos zur vor⸗ 
übergehenden Aushilfe dienen und aus den Ueberſchüſſen der laufenden Ein⸗ 
nahmen über die Ausgaben derſelben Voranſchlagsperiode zurückerſtattet 
werden können; 5) zu dem Bau neuer, für den Gottesdienſt beſtimmter Ge⸗ 
bäude; 6) zu der Anlegung oder veränderten Benutzung von Begräbniß⸗ 
plätzen; 7) zu der Einführung oder Veränderung von Gebührentaxen; 8) zu 
der Ausſchreibung, Veranſtaltung und Abhaltung von Sammlungen, Col: 
lecten ꝛc. außerhalb der Kirchengebäude; 9) zu der Verwendung der Ein⸗ 
künfte erledigter Stellen (Vacanz Einkünfte, Interkalarfrüchte); 10) zu der 
Verwendung des Vermögens für nicht ſtiftungsmäßige Zwecke. In dem Falle 
zu 10 gilt die Genehmigung als ertheilt, wenn die ſtaatliche Aufſichtsbebörde 
nicht binnen dretßig Tagen nach Mittheilung von der beabſichtigten Ver⸗ 
wendung widerſpricht. Iſt die Genehmigung der ſtaatlichen Auſſichtsbebörde 
nicht eriheilt, fo find die in den vorſtehenden Fällen vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte ungiltig. 

Die Commiſſion hat der Nummer 8 folgenden Zuſatz gegeben: Eine auf 
Anordnung der biſchöflichen Behörde jährlich ſtattfindende Hauscollecte zum 
Beſten bedürſtiger Gemeinden der Didceje bedarf nicht der beſonderen Cr: 
mächtigung einer Staatsbebörde; die Zeit der Einſammlung muß aber dem 
Oberpräſidenten vorher angezeigt werden. 

bg. Brüel beantragt, Nr. 9 zu ſtreichen. 


Abgeordneter Röckerath: Ich ſtehe dieſem Geſetzentwurf vollſtändig 


kübl . Ju weil ich der Uebetzeugunglbin, daß er, ebenſo wie das Gefeh |S 


vom 2 uni v. 
Es werden hier 10 Fälle angeführt, in denen für die verwaltenden Organe 
die Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde nothwendig fein fol. Man 
ſcheint dabei wirklich von der Vorſtellung ausgegangen zu ſein, als ob die 
Diöceſanverwalter Verſchwender wären, denen alles mögliche Schlechte zuzu⸗ 
trauen iſt. Thatſächlich liegt aber die Sache ganz anders; wir Katholiken 
am Rhein kennen unſere Biſchöfe zu gut, um nicht zu wiſſen, daß das Volk 
viel beſſer dabei fahren würde, wenn die Verwaltung von Staatsinſtituten 
unter die Aufſicht von Kirchenbehörden geſtellt würde (Gelächter links); ich 
führe nur als unangenehme Erinnerungen die Seehandlung, den Invaliden⸗ 
fonds und den Reptilienfonds an. Wenn ich die einzelnen Nummern des 
9,2 durchgebe, fo fällt mir beſonders die Nr. 2 auf. Die Kunſt, über die 
nicht einmal Kunſtverſtändige, viel weniger die Laien ner N wird mehr 
Schaden als Nutzen durch dieſe Beſtimmung haben. enn man an die 
moabitiſchen Alterthümer denkt und an die Sammlungen, welche in letzter 
Zeit ſo theuer gekauft worden ſind, und man damit vergleicht, was die Bi⸗ 
ſchöfe für die Kunſt geleiſtet haben, und daß dieſe jetzt auch in Bezug auf 
die Kunſt unter die Auſſicht des Staats geſtellt werden ſollen, jo kommt 
mir dies fo vor, als ob man einen Berliner nach Köln ſchicken wollte, um 
den dortigen Einwohnern rheiniſchen Humor beizubringen. Von der Nr. 3 
halte ich den zweiten Satz für völlig überflüfig. Was Nr. 9 betrifft, fo 
ſehe ich wirklich nicht ein, weshalb man dem Biſchof einen Dispoſitionsfonds 
nehmen will, den man als nothwendig erkannt hat, beſonders da tür die 
Staatsbebörden fo viele Dispoſitionsfonds bewilligt ſind, über die überhaupt 
keine Rechenſchaft abgelegt zu werden braucht. 

Abgeordneter Brüel tritt dem Abgeordneten Röckerath darin bei, daß 
die Annahme der Nummer 9 des 5 2 eine Ungerechtigkeit ſein würde. Aber 
auch die etwa erforderliche Oberaufſicht über die biſchöfliche Vermögensver⸗ 
waltung dürfe nicht in einer Weiſe ausgedehnt werden, wie ſie in den übri⸗ 
gr Nummern enthalten ſei. Die geringere oder erheblichere Maſſe des 

ermögens könne doch keinen genügenden Grund zur Ausdehnung des Be: 
griffs der Oberaufſicht fein. Dem Reſultate nach nehme man den Biſchöfen 
die Verwaltung und gebe fie der Aufſichtsbehöoͤrde. I 

Abg. Jung findet den Grund der Nr. 9 darin, daß die hierin betroffenen 

a hauptſächlich aus Staatöbeiträgen gebildet worden ſeien. Die gleiche 
eſtimmung gelte in Oeſterreich. ae + 

Abg. Windthorſt (Meppen): Es ift in dieſem Paragraphen die Auf: 
ſicht in einer Weiſe ausgedehn, daß ich in der That kaum weiß, ob nach 
einer ſolchen Auſſicht überhaupt noch eine ſelbſtſtändige Berechtigung der 
Kirhenbehörde übrig bleibt. Herr v. Sybel und der Berichterſtatter glauben, 
daß dies nur die Wiederherſtellung des früheren Rechtszuſtandes, namentlich 
des Allgemeinen Landrechts ſei. Einmal gilt in der Rheinprovinz das Land⸗ 
recht nicht und auch die neuen Landestzeile wiſſen größtentheils vom Land: 
recht nichts. Was dort Oberaufſicht war, war bei Weitem nicht das, was 
fie hier iſt. Hier heißt fie nichts andere, als die ganze Dispoſition über 
das kirchliche Vermögen in die Hände der Regierung legen! Der Bericht⸗ 
erftatter ſcheint zu glauben, Selbſtverwaltung ſei nur dann vorhanden, wenn 
eine gewiſſe Maſſe Menſchen etwas thue. Das iſt der Cardinalfebler. Es 
kommt nicht auf die Kopfzahl, ſondern auf die Organe der Corporation an. 
Ich follte meinen, daß Sie die ganze Beſtimmung hätten entbehren können, 
da ich noch nie gehört habe, daß man den kirchlichen Behörden irgend eine 
. zur Laſt gelegt hat. Die außerordentlichen Handlungen des 

urſtbiſchofs don Breslau können für dieſes Geſetz nicht beſtimmend fein. 

on einer Entwendung, deren er ſich ſchuldig gemacht haben ſoll, iſt gar 
keine Rede. Auch der Biſchof von Hildesheim hat nur darum Kirchengüter 
geſichert, damit fie nicht den Staats⸗ und Altkatholiken überwieſen würden, 
den Gemeinden hat er keinen Nachtheil zugefügt. In der Frage der Inter⸗ 
ealareinkünfte⸗wenigſteus hoffe 1 werden Sie, meine Herren, nicht folgen. 
Es handelt ſich nicht um Einkünfte aus dem Staatsvermoͤgen; übrigens 
wünſchte ich nur, daß der preußiſche Staat ſich nicht mehr anmaße, als der 
Kaiſer von Oeſterreich, dann wären wir ſehr zufrieden. Auch ich halte die 
Nummer 5 für abſolut überflüſſig; wenn die kirchlichen Organe einen Fonds, 
aus dem ſie Kirchen bauen wollen, haben, ſo weiß ich nicht, was der Staat 
dagegen zu erinnern haben lönne. 


J. nur zum Schaden der Regierung ausſchlagen wird. F 


ſie nicht in die Verwaltung des ſtaatlichen A fielen. Mir ift der 
Fall genau bekannt. Es handelte ſich dabei um Vermoͤgensſtücke, die autz⸗ 
chließlich zu Cultuszwecken der katholiſchen Gemeinde zu Lüneburg beſtimmt 
waren und daher in die Verwaltung des Kirchenvorſtandes und der Ge⸗ 
meindevertretung fielen. Obwohl nun der Biſchof von Hildesheim ſich bereit 
erklärt hatte, das Geſetz vom 20. Mai 1875 auszuführen, ſo ſah er ſich doch 
veranlaßt, unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Geſetzes dieſe Gegenſtände 
an einen Freiherrn von Vöſelager zu veräußern. Dadurch wurde alſo, wie 
ich biermit conſtatire, nicht etwa einem Staatscommiſſarius die Verwaltung 
entzogen, ſondern es iſt ber Verſuch gemacht — der Prozeß iſt noch nicht 
beendet — die Rechte der Gemeinde und des Kirchenvorſtandes zu beſchränken, 
Vermögensſtücke aus ihrer Verwaltung herauszuziehen, obwohl der Biſchof 
1 erklärt hatte, daß er in der Ausführung des Geſetzes mitwirken 
würde. 5 

Abg. Windthorſt (Meppen): Die Grundſtücke in Lüneburg gehörten 
nicht der Gemeinde, ſondern dem Biſchofe, auf deſſen Namen ſie auch ein⸗ 
getragen waren. Der Biſchof hatte fie der Gemeinde lediglich zur Benutzung 
überlaſſen. Ich habe ausdrücklich conſtatirt, er habe es gelhan, nicht, um ſie 
dem ſtaatlichen Commiſſarius zu entziehen, ein ſolcher iſt noch gar nicht vor⸗ 
banden, ſondern weil die Staats: und Alikatholiken hätten Luft 9 — konnen, 
in dieſes Gut einzudringen. Außerdem iſt keins dieſer Stücke der Benutzung 
der Gemeinde entzogen, vielmehr Sorge getragen, daß ſie weiter für die Ge⸗ 
meindezwecke verwendet werden. 

Abg. Lauenſtein: Es iſt richtig, daß dieſe Vermögensſtücke vorſorglich 
auf den Namen des biſchöflichen Stuhles eingetragen waren. ( Heiterkeit.) 
Eins davon iſt veräußert worden unter ausdrücklicher Verletzung eines mit 
der Stadt geſchloſſenen Vertrages, der dem Biſchof die Veräußerung unter⸗ 
ſagte. Indeſſen, darauf kommt es nicht an. In dem citirten Geſetze ſteht, 
wie ich ausdrücklich conſtatire, daß alle zu Cultuszwecken dienenden Ber: 
moͤgensſtücke in die Verwaltung der Gemeinde und des Kirchenvorſtandes 
treten. Dieſes Recht hat der Biſchof verletzt. 

Dis wird darauf angenommen. Ebenſo $ 3 ohne Discuſſion. 

ie 88 4 und 5 lauten: 

§ 4 Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, die Aufſtellung und 
Vorlegung eines Inventars zu fordern, Einſicht von den Etats zu nehmen 
und die Poſten, welche den Geſetzen widerſprechen, zu beanſtanden. Die 
beanſtandeten Poſten dürfen nicht in Vollzug geſetzt werden. 

Die Etats ſolcher Verwaltungen, welche Zuſchüſſe aus Staatsmitteln er⸗ 
halten, find der ſtaatlichen Auſſichtsbehoͤrde zur Genehmigung einzureichen. 
Dieſe Behörde beſtimmt den Zeitpunkt der Einreichung, fie regelt die formelle 
. Etats und ſetzt die Friſten zur Erledigung der Erinnerungen feſt. 

§.5. Weigern ſich die verwaltenden Organe 1) Leiſtungen, welche aus 
dem im $ 1 bezeichneten ig zu beſtreiten oder für daſſelbe zu fordern 
find, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, 2) Anſprüche 
des im § 1 bezeichneten Vermögens, insbeſondere auch Entſchädigungsfor⸗ 
derungen aus der Pflichtwidrigkeit des Inhabers einer für die Vermögens⸗ 
angelegenheiten beſtehenden Verwaltungsſtelle, gerichtlich geltend zu machen, 
ſo iſt in denjenigen Fällen, in welchen die biſchöfliche Behörde das Recht der 
Aufſicht hat, ſowohl dieſe, als auch die ſtaatliche Aufſichtsbehörde, unter gegen 
ſeitigem Einvernehmen, in allen anderen Fallen die ſtaatliche Aufſichtsbehörde 
allein befugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und die gerichtliche 
Geltendmachung der Anſprüche anzuordnen, auch die hierzu nöthigen Maß⸗ 
regeln zu 1 In denjenigen Fällen, in welchen das Einvernehmen der 
biſchöflichen Behörde und der ſtaatlichen Aufſichtsbezörde erforderlich iſt, muß 
die um ihre Zuſtimmung angegangene Behörde ſich binnen dreißig Tagen 
nach dem Empfange der Aufforderung erklären. Erklärt fie ſich nicht, fo gilt 
05 als zuſtimmend. Bei erhobenem Widerſptuch eniſcheidet die der ſtaailichen 

ufſichtsbehörde vorgeſetzte Inſtanz. 

Dazu beantragen: j 

1) Der Abg. Brüel: a. im § 4 am Schluſſe des Alinea 1 zuzuſetzen: 
„ſo lange nicht eine die Beanſtandung verwerfende verwaltungsgerichtliche 
Entſcheidung ergangen iſt.“ „Die verwaltungsgerichtliche Entſcheidung erfolgt 
auf Antrag des verwaltenden Organs im Verwaltungsſtreitverfahren“ — 
und das Alinea 2 zu ſtreichen. b. Im § 5 unter Streichung der Worte 
„in allen anderen Fallen die ſtaatliche Aufſichtsbehörde allein“ nach dem 
Schluſſe dieſes Alineas ſo fortzufahren: „In dieſen Fällen muß die um 
ihre Zuſtimmung engegangene Behörde ſich binnen 30 Tagen nach dem Ems» 
pfange der Aufforderung erklären. Erklärt ſie ſich nicht, ſo gilt ſie als zu⸗ 
ſtimmend. Bei erhobenem Widerſpruche erfolgt auf Anrufen der biſchöflichen 
Behörde oder der ſtaatlichen Aufſichtsbebörde verwaltungsgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. In denjenigen Fallen, in welchen 
die biſchöfliche Behörde das Recht der Aufſicht nicht hat, ſteht der ſtaatlichen 
Auſſichtsbebörde die bezeichnete Befugniß nur auf Grund einer entſprechen⸗ 
den verwaltungsgerichtlichen Entſcheidung zu. Die Entſcheidung erfolgt auf 
ihren Antrag im Verwaltungsſtreitverfahren.“ e. Nach § 5 einzuſchalten: 
5a: „Zur verwaltungsgerichtlichen Entſcheidung in erſter Inſtanz in den 
Fällen der 88 4 und 5 iſt das Betirksverwaltungsgericht zuſtändig. In den: 
jenigen Landetztheilen, für welche ein Bezirksverwaltungsgericht noch nicht 
fene 81 7 5 tritt bis zu deſſen Einſetzung das Oberverwaltungsgericht an 
eine Stelle.“ 

2) Der Abg. Miquel: hinter $ 5 als beſonderen § 5a. einzuſchalten: 
Beſtreiten die verwaltenden Oigane die Geſetzwidrigkeit der beanſtandeten Poſten 
oder das Vorbandenſein der Verpflichtung zu den § 5 sub 1 erwähnten 
Leiſtungen, ſo entſcheidet auf Klage der verwaltenden Organe im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 3 . 

Berichterſtatter Dr. Wehrenpfennig: Die Commiſſton war keineswegs 
dem Antrage Brüel principiell entgegen, der Grund, daß ſie ihn zurückwies, 
war lediglich ein praktiſch formeller. Die wichtige Frage, ob Streitigkeiten 
zwiſchen kirchlichen und ſtaatlichen Behörden vor die Verwaltungsgerichte ges 
zogen werden ſollen, könne jedenfalls nicht an dieſem zufälligen Punkte ent⸗ 
ſchieden werden. Der evangeliſchen Kirche ſei ein ſolches Recht nicht gegeben 
worden, die Parität verbiete, die katholiſche Kirche beſſer zu ſtellen. Ueber⸗ 
dies wäre der Gemeinde ein Schutz dringender nöthig, als dem Biſchofe. 

Abg. Welter bittet Alinea 2 des § 4 3 Dieſe Bestimmung 
greife weit über die Grenzen der ſtaatlichen Aufſicht hinaus. Der Staat 
dränge ſich damit in die innere Verwaltung der Kirche ein. Sein Recht habe 
— zu beſchränken, die Aufſicht Über die von ihm geleiſteten Zuſchüſſe 
zu führen. a x 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Bartſch: Die Staatsregierung er⸗ 
achtet die Nufrechthaltung des Alinea 2 des § 4 für ein dringendes Ber 
dürfniß, zunächſt weil die Beſtimmung ſich an den bisherigen Rechtszuſtand 
anlehnt, ſodann, weil es doch wohl in der Natur der Sache liegt, daß der, 
der Geld giebt, ſieht, wo das Geld bleibt. Eine Trennung iſt praktiſch gar 
nicht ausführbar, ver Staat muß Einblick bekommen, nicht blos, wie dieſe 
ſpeciellen Fonds, ſondern auch, wie das Ganze verwaltet wird. 

Abg. Miquel: Das Gefeh giebt keinerlei Mittel, zu einer gerichtlichen 
Entſcheidung darüber zu gelangen, ob die Behauptung, daß ein Poſten un⸗ 
geſetzlich beanſtandet werde, richtig ſei. Es wäre alſo die Moͤglichteit ger 
geben, ohne geſetzlichen Grund die Verausgabung zu unterſagen, 1585 auch 
die kirchlichen Organe zu einer Verausgabung ungeſetzlich zu zwingen. Dleſe 
Frage darf nicht in die Diseretion der Auſſichtsbehörde geſtellt werden. Wir 
haben dies kürzlich bei der Berathung über die evangeliſche Kirche angenom⸗ 
men und ich behaupte, es iſt eine Frage der Parität und Billigkeit, daß wir 
dieſen Grundſatz, daß die Staatsregierung ſolche all nicht baben 
dürfe, auch der katholiſchen Kirche gegenüber feſtſtellen. Die Verhaltniſſe 
ſind allerdings nicht bei beiden dieſelben, denn die verwaltenden Organe der 
evangeliſchen Kirche werden von der Gemeinde gewählt, aber der eniſchei⸗ 
dende Grund iſt in beiden Fällen derſelbe. Daß wir zur Zeit nicht in der 
Lage find, die Frage der Entſcheidung durch die Oberverwaltungsgerichte 
generell zu entſcheiden, kann uns nicht beſtimmen, denn wir haben die Pflicht, 
der katholiſchen Kirche, der gegenüber wir dem Staate Rechte einräumen, 
Garantien zu geben, daß dieſe Rechte geſetzmäßig ausgeübt werden. Das 
Oberverwaltungsgericht habe ich vorgeſchlagen, weil es ja doch in allen Fällen 
die letzte, in einem Falle ſogar die alleinige Entſcheidung hat. Die Zwecke 
der Staatsregierung berührt mein Antrag in keiner Weiſe. Aber nie⸗ 
mals kann das Staatsintereſſe fo weit Any nach Willkür zu entscheiden. 
Die biſchöfliche Willkür fol nicht durch Miniſterialwilltür erſetzt werden. 

Abg. Brüel äußert feine Freude darüber, daß der Antrag Miquel 
materiell mit dem feinigen übereinſtimmt, wenn er auch formell differirt und 
beſtreitet die Angabe des Referenten, daß die Commiſſion dieſen Anträgen 
prinzipiell nicht entgegen geweſen ſei. Nan 0 i 
commiſſaren und dem Abgeordneten Petri in der Commiſſion gegen die 
während die Verwaltungsgerichte nur Rechtsſtreite zu entſcheiden hätten. Das 
eben ſei das Unglück, daß überall die Tendenz an die Stelle des Rechts treten 
ſolle. Der Redner befürwortet ſodann ſeinen Antrag auf Streichung des 
Abſ. 2 des § 4, da es über den Begriff der Staatsaufſichtsrechte hinausgehe, 
wenn der Staat bei ſolchen Verwaltungen, zu denen er Zuſchüſſe gäbe, nicht 
blos die ordnungsmäßige Verwendung des Zuſchuſſes controliren, ſondern den 
Etat der ganzen Verwaltung genehmigen wolle. 
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follen, dier an dieſer Stelle isolirt zur Entſcheidung zu bringen, weil dieſe 
Frage im Zuſammenhange mit den übrigen Competenzfragen gelöit werben 
müſſe. Das ſei aber bier nicht möglich und die heutige Entſcheidung über 
das Amendement für die Verwaltungsgeſezgebung außerordentlich gefährlich. 
Cultusminiſter Falk: Ueber die Opportunität des Antrages Miquel bin 
ich derſelben Anſicht, wie der Abg. Gneiſt, und, wenn ich recht verſtanden 
babe, war dies auch der entſcheidendſte Grund, weshalb gegen wenige Stim⸗ 
men in der Commiſſion die Anträge Brüel verworfen worden ſind. Aller⸗ 
dings beſteht ein großer Unterſchied zwiſchen den beiderſeitigen Anträgen. 
Abgeſehen davon, daß der Antrag Miquel ſcharf die Rechtsſeite hervorhebt, 
während der Antrag Brüel die Staatsaufſicht total lahm legt, will der An⸗ 
trag Brüel die Streitigkeiten zwiſchen Auffihtsbehörde und Diöceſanverwal⸗ 
tung den Bezirks⸗Verwaltungsgerichten überweiſen. Wenn irgendwo der 
Saß richtig iſt, daß man nicht communalen Behörden die Aufſicht über kirch⸗ 
liche Angelegenheiten überweiſen dürfe, fo iſt er es bei dieſen Behörden, 
welche zu drei Viertheilen aus communalen Elementen beſtehen. Grund’ 
ſätzlich beſteht ja zwiſchen dem Abg. Miquel und mir keine Differenz darüber, 
daß die Auſſichtsrechte des Staates einer gerichtlichen Controle unterliegen 
ſollen. Ich befinde mich bei einer ſolchen Organiſation ganz wohl, denn 
ohne dieſelbe muß ich mich immer mit den Herren aus dem Centrum aus⸗ 
einanderſetzen und daß das nicht zu den Annehmlichkeiten des Lebens gehört, 
werden Sie mir nach der heutigen Sitzung wohl zugeſteben. (Heiterkeit. 
„Ich wünſchte, daß auch die Entſcheidungen über das Kloſtergeſetz einer 
richterlichen Controle unterlägen. Aber bei den Streitigkeiten, welche aus 
Veranlaſſung dieſes Geſetzes eniſtehen werden, kommen nicht nur privatrecht⸗ 
liche Geſichtspunkte, ſondern auch öffentliche Intereſſen in Frage und des⸗ 
balb frage ich, iſt es wohl rathſam, neue Organe mit neuen Entscheidungen 
zu betrauen, welche immer zu ihrem Hintergrunde den Culturkampf haben 
werden? Ich meine, daß die objective Behandlung darunter jcbr leiden 
wird. Auch möchte ich für jetzt nicht das Oberverwaltungsgericht mit der 
Entſcheidung betrauen, damit nicht die irrigen Anſichten, welche in gewiſſen 
Kreiſen über den Gerichtshof für kuchliche Angelegenheiten herrſchen, ſich 
auch an dieſen Gerichtshof heften. Die nützliche Centraliſirung, — 4 durch 
die Ueberweiſung der Streitigkeiten an das Oberverwaltungsgericht ange ⸗ 
ſtrebt wird, wird auch erreicht, wenn man dieſelben dem Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten überweilt. Ich glaube auch nicht, daß man die 
Parität zu Gunſten des Antrages Miquel ins Feld führen kann, denn ob⸗ 
wohl es auch der geſchickten Darſtellung des Abgeordneten Miquel gelungen 
iſt, die Ablehnung des Antrages Krech zur Synodalordnung durchzusetzen, 
ſo wird es doch nicht zu viel behauptet ſein, wenn ich ſage, daß viele Herren 
deshalb gegen den Antrag geſtimmt haben, weil ihnen der neue Antrag in 
der dritten Berathung zu überraſchend kam. 

Abg. Lasker: Die Debatte hat einen rechtlichen Charakter angenommen 
und ich freue mich, daß der Cultus miniſter nicht in dem Antrage Miquel 
eine Zurückweiſung des Regierungsgedankens erkennt. Es iſt ein thatſäch⸗ 
licher Irrthum, wenn man glaubt, daß die Controle über die Aufſichtsrechte 
des Staates durch eine richterliche Behörde bier neu eingeführt werde, viel⸗ 
mehr iſt derſelbe Gedanke in der von der Regierung ſelbſt vorgelegten 
Städteordnung zum Ausdruck gekommen. Der Antrag Miquel bringt nur 
einen allgemein anerkannten Grundſatz auf einen ſpeciellen Fall zur Anwen⸗ 
dung. In der Competenz-Commiſſion wurde die Frage erörtert, ob man die 
Entſcheidung über die Kirchengeſetze, welche ſtaatliche Auſſichtsrechte feſtſtellen, 
den Verwaltungsgerichten Aberweiſen ſolle, doch ſtand man wegen der ent 
ſtebenden großen Schwierigkeiten davon ab. Dieſer Einwand iſt aber hier 
nicht ſtichhaltig. Ich erkenne den Standpunkt des Miniſters an, welcher mit 
ſolchen Entſcheidungen nur Behörden betrauen will, deren Unpartellichkeit 
und Unbefangenbeit in jelen Angelegenheiten über allen Zweifel erhaden 
iſt. In dem Antrage Miquel find dafür Garantien geſchaffen. Es ſind hier 
auch nur reine Rechtsfragen, die ſogenannte Reviſions⸗ oder Caſſationsklauſel 
zu eniſcheiden, und wir dürfen dem böchiten Gerichtshofe, dem wir die ge- 
ſammte Verwaltung unſeres Landes anvertraut haben, wohl zutrauen, daß 
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das beſtehende Geſetz verletzt ſei oder nicht. Wir dürfen uns nicht den Vor⸗ 
wurf zuziehen, daß wir, durch das bloße Wort „Culturkampf“ veranlaßt, die 
ſonſt von uns befolgten Rechtsgrundſatze unbeachtet laſſen. Allerdings con⸗ 
currirt bei dieſen Fragen ein öffentliches Intereſſe, aber deshalb betrauen 
wir ja mit der Entſcheidung den für ſolche Fragen competenten Oberverwal⸗ 
tungsgerichtshof, während ſonſt der Streit an die gewöhnlichen Gerichte zu 
verweiſen wäre. Damit wir uns nicht in eine populäre Strömung binein⸗ 
drängen laſſen unter Sintanfebung der ſonſt von uns befolgten Rechtlsgrund⸗ 
ſätze, bitte ich Sie, den Antrag Miquel anzunehmen. 

Referent Wehrenpfennig erkennt an, daß durch den Antrag Miquel 
ein großer Theil der Gründe weggefallen iſt, welche in der Commiſſton zur 
Verwerfung des Antrags Brüel geführt haben, doch ſei es wünſchenswertb, 
daß für alle kirchlichen Gelege der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten 
als Reviſionsinſtanz eingeführt werde. 

Nachdem hierauf Abg. Brüel ſeine Anträge zu Gunſten des Antrages 
Miquel zurückgezogen hat, werden die SS 4 und 5, ſowie der vom Abg. 
Miquel beantragte $ 5a angenommen. a 

Obne Diecuſſion wurden die $$ 6 und 7 genehmigt. 5 

$ 8 lautet: „Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, die Befolgung 
der in den SS 4 bis 7 enthaltenen Vorſchriften und der zu ihrer Ausführung 
getroffenen Anordnungen von den verwaltenden Organen durch Geldſtrafen 
dis zu dreitauſend Mark zu erzwingen. ) { 

Die Androhung und Feitichung der Strafe darf wiederholt werden, bis 
dem Geſetze genügt iſt. 9 1 

Außerdem können die zu Zwecken des im S 1 bezeichneten Vermögens be⸗ 
ſtimmten Leiſtungen aus Staatsmitteln ganz oder theilweiſe einbehalten oder 
unmittelbar an die Empfangsberechtigten verabſolgt werden. 

Erweiſen ſich die vorſtehenden Maßregeln als erfolglos oder unanwendbar, 
fo iſt die ftaatlihe Aufſichtsbehörde berechtigt, eine commiſſariſche Beſorgung 
der Vermögensangelegenbeiten unter ſinngemäßer Anwendung der 88 9 bis 
11 des Geſetzes vom 20. Mai 1874 anzuordnen.“ 

Abg. Stab empfiehlt. im Abſ. 1 ſtatt „dreitauſend“ zu ſetzen „dreihun⸗ 
dert“ und den Abſ. 2 zu ſtreichen, während Referent Wehrenpfennig für 
die Commiſſionsbeſchlüſſe eintritt. 

8 wird unter Ablehnung des Antrages Statz angenommen. 

Ebenſo die 88 9 bis 13. 2 

Bei $ 14, welcher die Ausführung des Geſetzes dem Cultus miniſter über⸗ 
trägt, kritiſirt Abg. Dauzenberg eine Verfügung des Cultusminiſters, welche 
unter Berufung auf eine analoge Beſtimmung eine Geſchäftsordnung des 
Erzbiſchoſs von Köln für die Vermoͤgensverwaltung der Kirchengemeinde 
caſſirt, obgleich der Oberpräſident der Rheinprovinz dieſelbe nachträglich 
ſanctionirt hat. 2 77 

Auch dieſer Paragraph wird hierauf genehmigt. ; 

Nächſte Sitzung: Freitag 10 Uhr. (Fortſetzung der dritten Berathung 
des Anſiedelungsgeſehes. Ablöſungsgeſetz für die Schullaſten im Regierungs- 
Bezirk Wiesbaden; Ablöſungsgeſetz der Reallaſten im Regierungs⸗Bezirk 
Kaſſel; Wahlprüfungen.) Schluß 3% Uhr. 


Berlin, 11. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtat der König hat dem 
Kreisgerichts⸗Rath Hatſchier zu Gleiwitz und dem Jolleinnehmer Wismer 
zu Warf, im Kreiſe Oſterholz, den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, ſowie 
dem Kaſſenſcribenten Georg Führer bei der Landescreditkaſſe zu Caſſel das 
Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 

Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Meckleuburg⸗ 
Schwerin] ift beute früh bier eingetroffen und im Königlichen Schloſſe 
abgeſtiegen. 

Se. Ma x Vo 
11 Uhr in Allerhöchſtibrem Palais den neu ernannten Kaiserlich tür j 
außerordentlichen und bevollmächtigten Botſchafter Edhem Paſcha in feier: 
licher Audienz empfangen und aus deſſen Händen ein Schreiben Sr. Maſeſtät 
des Sultans entgegen genommen, durch welches er in der gedachten Eigen⸗ 
ſchaft bei Allerböchſtdenſelben beglaubigt wird. Als Vertreter des Aus⸗ 
wärligen Amtes war bei der Audienz der Staats⸗Secretär von Bülow 
ugegen. ; 
f Se. Majeſtät der König hat den Kammergerichts⸗Rath Stechow bier: 
ſelbſt und den Appellationsgerichts⸗Rath Pappritz in Paderborn zu Ober: 
Tribunals Rathen; ſowie den Staatsanwalt Ziegler bierſelbſt zum Appel: 
lationsgerichts⸗Ratb in Cöslin, den Kreisgerichts⸗Rath Müller in Bochum 
um Appellationsgerichts⸗Rath in Münſter und den Kreisgerichts⸗Rath Ryll 
in Poſen zum Appellationsgerichts⸗Rath in Marienwerder ernannt. 

Der ordentliche Lehrer Paul Kirſch am Gymnaſium zu Gleiwitz iſt in 
gleicher Eigenſchaft an das Gymnaſium zu Neiſſe verſetzt worden. — Der 
Kreisrihter Geißel in Borgentreich iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreis 
gerichte in Warburg und zugleich zum Notar im Departement des Appella⸗ 
tionsgerichts zu Paderborn mit Anweiſung feines Wohnſitzes in Warburg 
ernannt worden. Der Referendar Sievers aus Bonn iſt zum Advokaten 
im Bezirk des Königlichen ppellationsgerichtshofes zu Cöln ernannt worden. 

Berlin, 11. Mat, [Se. Mafeſtät der Kaiſer ven Ruf 
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getroffen. Die Bahnhofshalle war reich mit auſſſchen, denſſchen 


und 


preußiſchen Fahnen, die Halle und die für die Allerhochſten Herrſchaften 


reſervirten Empfangszimmer mit Blumen und Blattgewächſen ger 
ſchmückt. — Wenige Minuten vor der feſtgeſetzten Ankunftszeit erſchlen 
auf dem Bahnhöfe Se. Majeſtät der Kaiſer und König in ruſſiſcher 
Generals⸗Uniform mit den Bändern des St. Andreas⸗ und St. 
Georgsordens und wurde daſelbſt von Sr. Kalſerlichen und König: 
lichen Hoheit dem Kronprinzen, Ihren Königlichen Hoheiten dem Groß⸗ 
herzoge von Mecklenburg⸗Schwerin, den Prinzen Friedrich Carl und 
Albrecht, Höchſtwelche ſämmtlich in ruſſiſcher Generals- Uniform mit dem 
Bande des St. Andreas⸗Ordens erſchienen waren, den Prinzen Georg, 
Alexander und Leopold, dem Prinzen Auguſt von Würtemberg, dem 
Erbgroßherzog von Mecklenburg⸗Schwerin, Ihren Hobelten dem Erbprinzen 
von Sachſen⸗Meiningen, den Herzögen Wilhelm und Paul von Mecklenburg 
Schwerin, dem Prinzen Friedrich von Hohenzollern, ſowle von den General; 
Feldmarſchällen Grafen v. Wrangel und Freiherrn von Manteuffel, der 
Generalität, den oberſten Hof: und Ober⸗Hoſchargen ꝛc. empfangen. — 
Auf dem Perron war eine Compagnie des 2. Garde⸗Regiments z. F. 
mit Muſik und Fahne aufgeſtellt; auf dem rechten Fluͤgel ſtanden die 
directen Vorgeſetzten, auf dem linken Flügel die zu Sr. Majeſtät dem 
Kaiſer von Rußland commandirten Offiziere: der Commandeur des 
Brandenburgiſchen Küraſſier⸗Regiments (Kaiſer Nicolaus I. von Ruß⸗ 
land) Nr. 6, Oberſt v. Möllendorff mit dem Premier:Lieutenant 
Klockmann, der Commandeur des Ulanen⸗Regiments Kaiſer Alexander 
von Rußland (1. Brandenburgiſches) Nr. 3, Oberſt v. Frankenberg⸗ 
Lüttwitz mit dem Premier⸗Lieutenant Hertwig und der Premier⸗Lieute⸗ 
nant v. Kettler vom Kaiſer Alexander Garde⸗Grenadier⸗ Regiment 
Nr. 1. — Als die Ankunft des Kaiſerlichen Extrazuges gemeldet 
wurde, begab ſich Se. Maſeſtät der Kaiſer und König mit 
dem Gefolge nach dem Perron, wo ſich das Perſonal der ruſſiſchen 
Bolſchaft eingefunden hatte; der Botſchafter v. Oubril war feinem 
Souverän entgegengereiſt. — Se. Maſeſtät der Kaiſer und König 
begrüßten hierauf die Truppen und nahm an der Spitze des rechten 
Flügels derſelben Aufſtellung. Unter den Klängen der ruſſiſchen Natlonal⸗ 
hymne und unter den militäriſchen Ehrenbezeigungen fuhr der Kalſer⸗ 
liche Zug in die Halle ein. Die Begrüßung Belder Majeftäten war 
eine herzliche und innige und entſprach der Familiengemeinſchaft und 
der Freundschaft, welche Beide Monarchen verbindet. Se. Majeftät 
der Kaiſer von Rußland, welcher die große preußiſche Generals 
Uniform mit dem Bande des Schwarzen Adlerordens trug, begrüßte 
demnächſt die Prinzen des königlichen Hauſes, ſchriit die Front der 
Truppen ab, nahm von Sr. Mojeſtät dem Kaiſer und König die 
Rapporte feiner preußiſchen Cavallerie⸗Regimenter entgegen und begab 
ſich dann an der Seite Seines kaiſerlichen Oheims nach den Empfangs⸗ 
zimmern. — Beide kaiſerlichen Majeſtäten wurden bei Allerhoͤchſtihrem 
Erſcheinen vor dem Bahnhofe von dem zahlreich verſammelten 
Publikum mit lauten und freudigen Zurufen empfangen und fuhren 
in einem offenen Wagen durch den grünen Weg, die Blumen⸗, Stralauer 
und Poſtſtraße über die Schloßbrücke nach dem ruſſtſchen Botſchafts⸗ 
hotel, wo Se. Majeſtät der Kaiſer von Rußland Wohnung genommen 
bat. — Vor dem Botſchaftshotel war eine Compagnie des Kaiſer 
Alexander Garde⸗Grenadier-Regiments Nr. 1 mit Muſik und 
Fahne aufgeſtellt, die directen Vorgeſetzten ſtanden auf dem rechten 
Flügel. Se. Majeſtät der Kaiſer Alexander begrüßte den Commandeur, 
nahm den Regimentsropport entgegen, ſchritt mit Se. Majeſtät dem 
Kaiſer und König die Front ab und begab ſich hierauf in das Innere 
des feſtlich geſchmückten Hotels. — Die Fahnen der beiden Bataillone, 
welche nicht bei der Ehrenwache aufgeſtellt waren, waren vorher nach 
der Brandenburger Thorwache gebracht. Nach der Ankunft Sr. Majeſtät 
wurden dieſelben von der Ehrenwache abgeholt und alsdann alle drei 
Fahnen des Regiments in das ruſſiſche Botſchaftshotel gebracht. — 
Mit Sr. Maieftät dem Kaiſer von Rußland iſt gleichzeitig auch der 
Reichskanzler Fürſt Gortſchakoff in Berlin eingetroffen. 

Berlin, 11. Mai. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
wohnte geſtern dem Gottesdienſt im Dome bei und empfing dem⸗ 
nächſt den zu des Kaiſers von Rußland Majeſtät commandirten General 
der Infanterie von Blumenthal mit dem Flügel⸗Adjutanten Major 
von Lindequiſt, den Kanzler des Königreichs Preußen, o. Goßler, den 
Wirklichen Geheimen Rath Eytelwein, den Landſtallmeiſter von Stil: 
fried und den von feiner Reife zurückgekehrten Polizei⸗Präſidenten von 
Madai, ſowie den Commandeur des Kaiſer Alexander Regiments Oberſt 
von Wuſſow. a 

Heute beſichtigte Se. Majeſtät der Kaiſer und König das Garde⸗ 
Füſiller Regiment auf dem Tempelhofer Felde, empfingen hierauf den 
neu ernannten türkiſchen Botſchaſter Edhem Paſcha in Antrittsaudienz, 
begab fi dann nach dem Oſtbahnhof zum Empfange Sr. Majeftät 
des Kalſers von Rußland und geleiteten Allerhöchſtdieſelben in das 
ruſſiſche Botſchafts⸗Hotel. Nach der Rückkehr in das Palais nahm 
Se. Maſeſtät den Beſuch des Kaiſerlichen Gaſtes entgegen und empfingen 
ſchließlich den öſterreichiſch⸗ungariſchen Miniſter des Aeußeren, Grafen 
Andraſſy. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! beſichtigte vorgeſtern 
mit Ihrer Majſeſtät der Königin von Großbritannien die großartigen 
Meiereien und Treibhäuſer im Park zu Windſor. Der Herzog von 
Connaught beſuchte Ihre Majeſtät, welche Sich geſtern mit Ihrer 
Majeſtät der Königin auf einige Tage nach London begab. Allerhöͤchſt⸗ 
dieſelbe dinirte geſtern daſelbſt bei dem Herzog von Bedford und er⸗ 
ſchien auf einer großen Abendgeſellſchaft bei Lord Sallsbury. 

(Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten der 
Kronprinz und die Kronprinzeſſin] empfingen am Dinstag 
Mittags 1 Uhr in beſonderer Audienz den bisherigen türkiſchen Bot⸗ 
ſchafter am hleſigen Hofe, Ariſtarchi⸗Bey, welcher ſich verabschiedete. 

(Reichs⸗Anz.) 

And Berlin, 11. Mal. [Kalſer Alexander. — Graf 

ndraſſy. — Edhem Paſcha. — Das Competenzgeſetz.] 
Der Empfang des Kalſers von Rußland fand heute Mittag auf dem 
Oſtbahnhofe ganz in der programmmäßig feſtgeſetzten Weiſe ſtatt. Von 
Einzelheiten wäre nachzutragen, daß Kalſer Wilhelm dem Kaiſer 
Alexander entgezenging und beide Kaiſer ſich auf dem Perron herzlich 
umarmten. In der Nähe des Bahnhofes und durch alle Straßen, 
durch welche die Kaiſer fuhren, namentlich aber vor dem ruſſiſchen 
Botſchaftshotel, hatten ſich zahlreiche Menſchenmaſſen angeſammelt. In 
dem letzigedachten Hotel hatten ſich ſämmiliche zur Zeit hier anweſende 
Prinzen und Prinzeſſinnen zur Begrüßung des Kalſers Alexander ein: 
gefunden. Als bald nach dem Eintreſſen des Kaiſers die ſämmilichen 
Fahnen bes Kaiſer⸗Alexander Regiments in das Botſchaflshotel gebracht 
wurden, wo fie bei dem Chef des Regiments während deſſen An⸗ 
weſenheit aufbewahrt bleiben, erſchienen beide Kaifer auf dem Balcon 
unter dem lauten Zuruf der dichten Menge. Auch Fürſt Bismarck 
ſah man in das Botſchaftshotel fahren. — Graf Andraſſh conferirte 
geſtern zwei Stunden und heute abermals anderthalb Stunden mit 
dem Fürſten Bismarck in deſſen Wohnung. Hier werden heut Abend 
8%, Uhr die Beſprechungen der drei Kanzler aufgenommen. Heute 
Mittag empfing der Kaiſer den Grafen Andraſſo in längerer Audlenz 
und, wie man hört, in überaus zuvorkommender Meile, — 


— 


— 
J 


a Der neue krnce Wotlhärter))) Ehen Pesch, Hatte 


RETTET TER . F 
* 3 * 7 


heute 
kin Antrltts⸗Audienz bei dem Kater, Der Botſchafter machte 
eute dem Fürſten Bismarck und dem Grafen Andraſſy 
ſeinen Beſuch. Es wird glaubhaft verſichert, Edhem⸗Paſcha ſei von 
ſeiner Regierung telegraphiſch angewieſen worden, das tiefe Bedauern 
der letzteren über die Vorfälle in Salonicht und deren Bereltwilligkeit 
zu jeder Genugthuung auszuſprechen. Ferner ſoll die Pforte bereit fein, 
den Wünſchen der drei Mächte bez. der von den Inſurgenten geſtellten 
Paelfteations⸗Bedingung ſoweit wie thunlich entgegenzukommen. — 
Die unerfreuliche und wenig behagliche Stimmung, mit welcher ſeiner 
Zeit die Regierungsvorlage über das Competenzgeſez Seitens des 
Abgeordnetenhauſes entgegengenommen wurde, iſt bereits weſentlich 
gemildert, ſeitdem die Commiſſtonsvorſchläge überſichtlich in die Hände 
der Mitglieder gelangt find. Die Commiſſion hat bei dieſem ſchwie⸗ 
rigſten der in den letzten Seſſtonen oder vielleicht jemals dem Land⸗ 
tage vorgelegten Geſetze das doppelte Verdienſt, daß ſie größere Klar⸗ 
heit in der Form und Anordnung, daß ſie namentlich aber auch 
größere Einfachheit in der Sache hergeſtellt hat. Um eine übergroße 
Complication zu vermeiden, wird bei dem neuen Verwaltungsſyſteme 
entweder die Eintheilung in Regierungsbezirke oder diejenige in Pro⸗ 
vinzen aufgegeben werden müſſen. Die Commiſſion war in ihrer 
überwiegenden Mehrheit für den Fortfall der Bezirksregierungen: ſie 
hat in dieſem Sinne die von der Staatsregierung vorgeſchlagene Um⸗ 
änderung derſelben, wonach der Regierungspräſident an die Stelle des 
Collegiums treten ſollte, aus dem Entwurfe entfernt, ſie hat 
weiter alle wichtigen Funktionen dem Provinzialrathe und nur die 
untergeordneten dem Bezirksrathe überwieſen. Von dem größten prak⸗ 
tiſchen, wie ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſe werden aber die Vorſchläge 
ſein, weiche die Commiſſion über die bisher in keinem Lande befrie⸗ 
digend gelöfte Frage der polizeilichen Verfügungen und der Zwangs⸗ 
mittel zur Durchführung ſolcher Verfügungen ſein. Mit ſeltener Klar⸗ 
heit find die Grenzen der den Behörden geſtatteten Zwangs mittel feſt⸗ 
geſtellt, wahrend in Frankreich und England es bisher nicht gelungen 
iſt, eine ſolche Grenze auch nur annähernd zu beſtimmen. Wie man 
hört, iſt die Regierung im Weſentlichen mit den Commiſſtonsvorſchlä⸗ 
gen einverflanden und fo it auf das Zuſtandekommen des Geſetzes 
als eines der bedentendſten Reſultate der Seſſion zu rechnen. Uebri⸗ 
gens iſt iu den Fracttonen der Nationalliberalen und Freiconſervativen 
große Neigung vorhanden, den Entwurf en bloc anzunehmen. Es 
wird mit den übrigen Fractionen darüber verhandelt, da bekanntlich 
der Widerſpruch einer einzigen Stimme die en bloc-Annahme un⸗ 
möglich macht. 

[Antrag.] Von dem Abg. Reichenſperger iſt folgender vom 
Centrum unterſtützter Antrag eingebracht worden: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die Erwartung auszu⸗ 
ſprechen, daß die königliche Staatsregierung den Erlaß des Herrn Cultus⸗ 
Miniſters vom 18. Februar 1876 einer näheren Prüfung unterziehen und 
rundſätzlich feſtſtellen werde, daß kraft der im Artikel 12 der Verfaſſungs⸗ 

rkunde gewährleiſteten Religions⸗ und Gewiſſensfreiheit der mit der boliga⸗ 
toriſchen Volksſchule verbundene Religionsunterricht nur im Sinne der be⸗ 
bd Kirche, mithin unter der Autorität der verfaſſungsmäßigen Obern 
derſelben ertheilt werden darf; daß 2) dieſe Conſequenz des Artikels 12 der 
Pre ie auch in der Beſtimmung des Artikels 24 ibid, daß die 
betreffenden Religionsgeſellſchaften den religidſen Unterricht in der Volks⸗ 
ſchule zu leiten haben, gezogen worden iſt, indem dieſe Leitung nach der bei 
Reviſion der Verfaſſungsurkunde ausdrücklich ausgeſprochenen Willensmeinung 
der Staatsregierung und des Landtages nicht blos das Recht der Ueber⸗ 
wachung, ſondern auch das der Beſorgung dieſes religiöſen Unterrichts Seitens 
der Religionsgeſellſchaften in ſich ſchließt; daß 3) dieſes Recht der Leitung 
des Religionsunterrichtes innerhalb der ſtaatlich anerkannten Religionsgeſell⸗ 
ſchaften den geſetzlichen Organen unmittelbar zuſteht; daß endlich 4) ver Volks⸗ 
ſchullehrer dieſen Religionsunterricht nur kraft ſeiner Ermächligung der zu⸗ 
ſtändigen Kirchenbehörde zu ertheilen befugt iſt.“ 


Drovinzial- Beitung, 


Breslau, 12. Mai. [Verbot.] Die neuerdings dauſ 
Fälle von Rotzkrankheit in Neuſtadt hat die Regierung zu q 
u verbieten, daß bei dem am 23. d. M. ftatifindenden Kram: und Vieh⸗ 
Markte Pferde zum Verkaufe gebracht werden. Der Verkauf von anderem 
Vieh bleibt geſtattet. 2 i x 

= [Unglüdsfall.] Geſtern Abend, kurz vor Beginn der Vorſtellung, 
bot ſich im Stadttheater ein ſehr bedauerlicher Unglücksfall ereignet. Der 
Schauſpieler Moritz kam einer Verſenkung im Hintergrunde der Bühne zu 
nahe und ſtürzte hinunter. Der Bedanernswerthe blieb da etwa 20 Minuten 
liegen, bis er zufällig von Arbeitern aufgefunden wurde. Anfangs beſin⸗ 
nungslos, kam er bald wieder zu ſich und konnte den Weg zur Droſchke noch 
ſelbſt zurücklegen. Die vorläufige ärztliche Unterſuchung an Ort und Stelle 
hat ergeben, daß er den rechten Arm gebrochen hat. Die Vorſtellung, in 
welcher Herr Moritz mitzuwirken hatte, erlitt keine Unterbrechung, da Herr 
Gumtau die Rolle ſchnell übernahm. h ’ E 

u [Geſtorben.] Wie wir erfahren, iſt der im beutigen Morgenblatt 
erwähnte Kutſcher D. in vergangener Nacht im Allerheiligen⸗Hoſpital in 
Folge der durch Ueberfahren herbeigeführten Verletzungen geſtorben. 


e. Löwenberg, 10. Mai. [Zur Tageschronik.] Die evangeliſche Pa⸗ 
rochie Zobten am Bober hatte am 10. Mai vor. J. durch Gemeinde⸗Kirchen⸗ 
rath und Gemeinde⸗Vertretung ein Fixations⸗Statut für den dortigen Paſtor 
Strempel vereinbart, Inhalts deſſen der Jahresgehalt auf 950 Thlr. feſtge⸗ 
ftellt wurde und dieſes Fixations⸗Statut hat am 10. Juli 1875 die Geneh⸗ 
migung des Conſiſtoriums erhalten. Zufolge dieſes Statuts ſoll das paſto⸗ 
rale Jahres⸗Gehalt durch eine Kirchenſteuer aufgebracht werden ſeit Neujahr 
1876. Darüber hat ſich eine große Aufregung kundgegeben nicht nur am 
Parochieorte Zobten ſelbſt, ſondern auch in den meiſten dahin gehörigen zahl⸗ 
reichen Nachbardörfern, z. B. Siebeneichen, Hohndorf, Radmannsdorf, Langen⸗ 
Neundorf u. ſ. w. Die überwiegende Mehrheit verweigert nicht allein jede 
Kirchenſteuer, ſondern hat ſich, obwohl im Wohlſtande wenn nicht ſogar Kae 
benütert, abpfänden laſſen. Dies Vorgehen bat die Erbitterung ſehr geſtei⸗ 
gert, die Abpfändungs⸗Objecte finden keine Käufer in den Auctions⸗Termi⸗ 
nen: die eine Hälfte hat ihre Beſchwerde⸗Vorſtellung vor drei Wochen in 
Breslau dem Herrn General⸗Superintendenten durch eine Abordnung von 
vier zum Theil Großgrundbeſitzern aus Langen⸗Neundorf, Hohndorf perſönlich 
überreichen laſſen mit der gleichzeitigen Erklärung ihres gewiſſen Ausſcheidens 
für den wahrſcheinlichen Fall des Nichtgewährens der beabſichtigten Zurück⸗ 
nahme und Uebertrittes zur altlutheriſchen Kirche, welche in demſelben Parochie⸗ 
Orte Zobten ſchon einen altlutheriſchen Gemeindeverband hat, ſich alſo bequem 
genug an eine ſchon vorhandene Kirchengenoſſenſchaft nur anlehnen darf. Eine 
andere kleinere Häljte beabſichtigt dem Vernehmen nach ſein Ausſcheiden aus dem 
Zobtener Parochial⸗Verbande behufs Uebertritis zur freien chriſtlichen Gemeinde 
u. ſ. w. — Da der dieſſeitige Abgeordnete zum Reichstage, Herr Stadtratd Seidel 
im Görlitz, ſelbſt auf ſeine Wiederwahl reſignirt hat, tritt an den Wahlkreis die 
Nothwendigkeit einer Neuwahl heran. Dem hieſ Wahlkreis wird noch unver⸗ 
geſſen ſein, daß der früher hieſige Staatsanwalt Herr Stein, nunmehr in 
gleicher Eigenſchaft in Grünberg, ſich damals für ein Mandat als Abgeord⸗ 
neter intereſſirte und aus Nüdficht für den anderen dieſſeitigen Abgeordneten 
Herrn Stadtgerichts⸗Rath Michaelis aus Bunzlau zurückgetreten iſt. 


vorgekommenen 
ppeln veranlaßt, 


H. Hainau, 9. Mai. [Communales.] In der geſtern abgehaltenen 
Stadtperordneten⸗Verſammlung wurde der zum Rathmann gewählte Stadt⸗ 
verordnete, Kaufmann, Buchdruckereibeſitzer und Redacteur Raupbach dur 
den Magiſtrats⸗Dirigenten in das Collegium eingeführt. Die Verſammlung 
erkärte ſich mit der Aenderung eines Paragraphen der Statuten der ſtädti⸗ 
ſchen Sparkaſſe einverſtanden, wonach der im vorigen Jahre auf 4 pCt. er⸗ 
höhte Zinsfuß auf 3%, pCt. herabgeſetzt wird; willigte in die projectirte 
Grenzregulirung der in der Niedervorſtadt nach Norden ſich abzweigenden 
Vorhauſer Straße und in die Abtretung des nach geſchehener Begrenzung 
ſich ergebenden Terrains an den Gaſthoſbeſitzer Kriebel, gegen Zahlung von 
1 Mark pro Qu.⸗Meter und ertheilte endlich auch die Genehmigung, am 
Neubau des Weikerl'ſchen Hauſes, behufs Herſtellung einer graden Flucht⸗ 
linie, längs der „Gartenſtraße“, 555 Meter Bodenfläche gegen eine Ent⸗ 
ſchädigung von 45 Mark dem Bau ⸗ Unternehmer zu überlaſſen. — 
Ferner wurde die Beſchaffung einer neuen Stadtuhr beſchloſſen, die in un⸗ 


N 
\ 


etem, auf dem Nisberringe befindlichen, durch feirlen unſörmlichen, aber 
fe Umfang bekannten evangeliſchen Kirchlhurm aufgeſtellt werden fol, 
da auch dies fällige Verſuche bezüglich etwaiger Schwankungen durch Glocken⸗ 
geläut ein günſliges Reſultat ergeben haben. Die Ausführung iſt nach vor⸗ 
angegangenen Verhandlungen dem Uhrenfabrikant Eppner in Silberberg 


übertragen worden und wurden die nach dem Anſchlage erforderlichen Koſten 
in Höhe von 2350 Mk. bewilligt. 


O Trebnitz, 10. Maj. [Communales.] In der letzten Stadperord⸗ 
neten⸗Sitzung wurde die Ausſchreibung der hieſigen Bürgermeiſterſtelle nach 
einer hierüber ſehr lebhaft geführten Debatte mit 15 gegen 7 Stimmen (zwei 
der Stadtverordneten fehlten) beſchloſſen, und ſomit iſt alſo der Abgang des 
durch volle 36 Jahre der hieſigen Commune treu gedienten Herrn Bürger: 
meiſter Schaffer zur Gewißheit geworden. Dem neu anzuſtellenden Ober⸗ 
baupte der Stadt fol außer freier Wohnung im hieſigen Ratbhauſe und 
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einer jäbrliben Remuneration aus der ſtädtiſchen Sparkaſſe ein Baargebalt 


von 2400 Mark gewährt werden. — Mit dem 9. d. Mis. tritt Herr Land⸗ 
raid von Galiſch zum Zibeck einer Badekur mit Genehmigung der königlichen 
Regierung einen 4wöchentlichen Urlaub an und wird in dieſer Zeit durch den 
Kreisdeputirten und königlichen Kammerherrn v. Prittwitz auf Cawallen ver⸗ 
treten werden. Das Ergebniß der letzten Volkszählung für den ganzen 
Trebnitzer Kreis ſtellt ſich wie ige An Wohnhauſern wurden außer 122 
unbewohnten und 19 ſonſtigen Aufenthaltsorten 7063 verzeichnet; Haushal⸗ 
tungen ſind 12,417 und Anſtalten 64; als am Zählorte wohnend wurden 
23,505 männlichen und 26,774 weiblichen Geſchlechts, in Summa alſo 50,279 
Bewohner gezählt; an anderen Orten wohnend ergaben ſich 480, und an 
auswärts abweſenden Haushaltungs mitgliedern 532. — Im Ganzen hat ſich 
die Einwohnerzahl verringert, was wohl in der ſeit den letzten vier Jahren in 
einzelnen Ortſchaften des Kreiſes eingeriſſenen Auswanderungsluſt nach Ame⸗ 
rika und Auſtralien ſeinen Grund hat. 


(Notizen aus der Provinz) Görlitz. Die „Niederſchl. Ztg.“ 
meldet: Der neue türkiſche Botſchafter in Berlin, Edbem Paſcha, iſt am 
Dinstag von Wien über Reichenberg kommend hier durch paſſirt. Die Ab⸗ 
reife von bier erfolgte mit dem Courierzuge der Berlin⸗Görlitzer Eiſenbahn 
um 10,51 Uhr Vormittags. — Als der Häusler und Arbeiter Jackel zu 
Ober⸗Neundorf hieſigen Kreiſes am 5. d. M. in einem dortigen Kalkbruche 
mit Steineſchlagen beſchäftigt war, wurde er von einem centnerſchweren 
Steine, welcher von der etwa fünfzig Fuß hoben Felswand, an deren Fuß 
ſich der ꝛc. Jäckel befand, herabſtürzte, jo ſchwer an den Kopf getroffen, daß 
er mit zerſchmetterter Hirnſchale niederſtürzte und ſeinen Geiſt aufgab. Die 
oberhalb der Felswand beſchäftigten Arbeiter hatten den Verunglückten leider 
nicht wahrnehmen können, weil der vorſpringende Rand des Abhanges ihnen 
die Ausſicht nach dem Fuße deſſelben verdeckte. Sie vermutheten deshalb 
nicht die Anweſenheit des ꝛc. Jäckel an der Unglücksſtätte und unterließen 
den üblichen Warnungsruf, als der Felsblock ſich auf ihrem Arbeitsplatze 
plötzlich ablöſte und in die Tiefe ſtürzte. 0 

+ Primkenau. Der „N. Anz.“ meldet von bier unterm 10. Mai: 
Geſtern Abend bat in dem eine Meile von hier entfernten Dorfe Weiſſig 
der im Gemeindehauſe untergebrachte Gottfried Pohl ſeine Wirthin, die 
6ljäbrige Wittwe Thomas, in der Trunkenheit jo arg gewürgt, daß der 
herbeigeholte Arzt, Herr Dr. Scharfenberg, die ꝛc. Thom as ſchon als 
Leiche antraf. £ ! . 

A Hoyerswerda. Der „Nied. Ztg.“ wird von bier geſchrieben: Drei 
junge Leute zogen mit den nötbigen Werkzeugen, man jagt ſogar: auch mit 
einer Wünſchelruthe verſehen, aus, um in der Nacht dom Sonnabend zum 
Sonntag den Schatz, welcher im ſogenannten Faſanengarten liegen ſoll, zu 
beben. Am Sonntag gegen Mittag fuhr auch wirklich die Frau des einen 
der Schatzgräber eine ſchwer beladene Karre nach ihrer Wohnung, dieſelbe ent⸗ 
hielt aber nicht den geſuchten Schatz, ſondern — den eniſeelten Körper ihres 
Mannes. Ueber die Erlebniſſe in jener Nacht wird viel gefabelt. Gewiß ift 


indeß, daß ein böſer Geiſt den Schatz beſchützt hat, nämlich der Geiſt des 


Branntweins; gerade derſelbe, bei dem ſich die Schatzgräber den nölhigen 
Muth ſuchen zu müſſen glaubten. Es ſcheint, daß dieſelben gar nicht bis 
zum Faſanengarten gelangten, daß der Verſtorbene vielmehr in Folge des 
übermäßigen Schnapsgenuſſes ſchon auf der Nardter Feldmark hilflos liegen 
blieb. Von dort hat ihn ſeine Frau gegen Mittag abgeholt, die kalte Mai⸗ 
nacht bat indeß im Verein mit dem übermäßig genoſſenen Schnaps genügt, die 
jugendliche Lebenskraft des Unbeſonnenen in jo kurzer Zeit zu zerſtöͤren. Die 
Firma Hadank & Sohn hierjelbit verliert einen tüchtigen Arbeiter in dem 
jungen Mann. 
Königshütte. Die hieſige Ztg. ſchreibt: Ein ſchauerliches Vers 
brechen haben wir wiederum zu regiſtriren: An der Chorzower Eiſenbahn⸗ 
brücke wurde in der Nacht vom 4. zum 5. d. Mts. zwiſchen 12 und 1 Uhr 
der Nachtdienſtthuende Bahnwärter Henſchel in der Wärterbude von 7 ihm 
fremden Perſonen überfallen und derartig mißhandelt und mit Meſſern 
tractirt, daß der Unglüdlihe ſchwer darniederliegt. p. Henſchel hat gefähr⸗ 
liche Meſſerſtiche in den Rücken, die Seiten, den Kopf und ins Geſicht er⸗ 
halten, in Folge deſſen er ganz entſtellt iſt. Ein zufällig des Weges kom⸗ 
mender Bergmann begegnete den Strolchen, als ſie den Rückweg antraten 
und will einen von ihnen erkannt haben. 
FFF / 0 ͤ ana re rm 
Berlin, 11. Mai. Angeſichts der politiſchen Conferenzen, die man für 
die nächſten Tage hier erwarten kann, verhielt ſich die Börſe heute faſt voll⸗ 
ſtändig abwartend und folgte nicht den geſtern (am Bußtage) in Frankfurt 
verſuchten Coursſteigerungen. Der Geſchaftsverkehr blieb klein und uns 
bedeutend, die Tendenz im Allgemeinen feſt. Letzteres gilt nament⸗ 
lich von Eienbahnen, die indeß zuletzt einer ſchwächeren Haltung auheim⸗ 
fielen. Beſonders drückte man Rheiniſche auf allerhand Gerüchte über 
Capitals⸗Mehrbedarf, geringere Dividende ꝛc. durch Angebot; von vorn⸗ 
herein flau zeigten ſich Lombarden; der Cours für Londoner Wechſel 
ſtellte ſich höher Oeſterreichiſche Creditactien gingen ziemlich lebhaft um, 
bielten fib. mehrfache Schwankungen abgerechnet, aber im gleichen Cours⸗ 
niveau. Galizier ſehr feſt und wiederum böher. Die localen Speculations⸗ 
werthe waren ſtill und wenig verändert. Dortm. Union feſt und anziehend. 
Disc. Comm. 113,70, ult. 113/—13—134—13, Dortm. Union 7, Laurah. 
58% ult. 58,10 - 57,90. Die auswärt. Staatsanleihen trugen einen befriedigenden 
Charakter, vermochten indeß kaum einige Coursavancen durchzuſetzen. Oeſterr. 
Renten zogen etwas an, 1860er Looſe notiren ebenfalls etwas höher. Türken 


und Italiener blieben eher vernachläſſigt. Ruſſiſche Werthe waren im Allge⸗ 


meinen feſt, wurden jedoch nur wenig umgeſetzt. Preußiſche und andere 
deutſche Staatöpapiere derhielten ſich ebenfalls ſehr ſtill, Prioritäten haben 
ein mäßiges Geſchaft aufzuweiſen, bewegten ſich aber in guter Feſtigkeit. 
Auf dem Eiſenb.⸗Act.⸗Markte konnte ji die ſeſte Haltung nicht bis zum Schluß 
behaupten. Der Umſatz in den rhein.⸗weſtfäl. Speculationsdeviſen war ziemlich 
umfangreich. Die Courſe batten mit den Schlußnotirungen vom Dinstag 
eröffnet und ſchlugen dann ſteigende Richtung ein. Die durch das erwähnte 
Gerücht über die Rheiniſche Bahn hervorgerufene mattere Stimmung mehrte 
nicht nur für dies Effect das Angebot, ſondern gewann auch für andere 
Werthe dieſer Gattung Ausdehnung. Leichte Actien unbelebt, aber ziemlich 
feſt. Bankactien ſehr fill. Preuß. Bodencredit feſt, Deutſche Bauk zwar 
lebhaft, aber etwas gewichen. Danziger Bankverein ging rege um, Börſen⸗ 

andelsverein in gutem Verkehr, Antwerpener Centralbank ſteigend, ebenſo 

entralbank für Bauten anziehend, Geraer Creditbank wurde rege umgeſetzt. 
In Induſtriepapieren weni 3 Continental⸗Pferdebahn beſſer, Char: 
lottenburger Pferdebahn gucht, Große Pferdebahn beliebt, Germania be⸗ 
liebt, Flora angeboten, Viehbof ſteigend, Berliner Bauvereinsdank ging in 
Poſten zu höherem Courſe um, Oberſchleſiſche Walzwerke feſt und lebbaft, 
Hofmann Waggon höher, Oberſchleſiſcher Eiſenbahndedarf rege, Leopoldsgall 
gedrückt. Stollberger Zink zog im Courſe an, I belebt und fteie 
gend, Bergiſch⸗Märkiſche Bergwerke beſſer, König Wilhelm durch Executions⸗ 
verkäufe gedrückt, Maſſener, Bochumer, Tarnowitzer matter, Harpener ſtärker 
gewichen. — Um 2% Uhr: Matt auf allerhand politiſche Ausſtreuungen. 
Credit 235, Lombarden 139, Franzoſen 451—450½, Reichsbank 156%, Diss 
conto⸗Commandit 113, Dortmunder Union 7, Laurahütte 57 %, Köln⸗Mindener 
101%, Rbeiniſche 117%, Bergiſche 85, Rumänen 21%, 1860er Looſe 100%. 


Wien, 11. Mai. [Die Generalverſammlung der Karl⸗Lud⸗ 
wigsbahn] beſchloß, eine Superdividende von 2½ Fl. per Actie aus⸗ 
zuzablen, ſo daß am 1. Juli der fällige Actiencoupon mit 7 Fl. 35 Kr. und 
der Genußſchein⸗Coupon mit 2½ Fl. bei den betreffenden Zablſtellen ein⸗ 


ch] gelöſt wird. 


Antwerpen, 10. Mai. In der heutigen Wollauction waren 2093 B. 
Buenos⸗Ayres⸗Wollen angeboten, von denen 1579 B. verkauft wurden. Von 
896 B. Kap⸗Wollen wurden 656 B. und von 93 B. diverſen 58 B. ver⸗ 


kauft. Die Preiſe blieben unverändert. 


— —— —2— 7 
Mancheſter, 6. Mai. [Garne und Stoffe.] Mit Ausnahme einer 
am Mittwoch und Donnerstag ſtattgehabten geringen Wendung zur Feſtigkeit, 
die in Folge des beſſeren Begehrs nach Baumwolle in Liverpool eintrat, iſt 
die ok unſeres Marktes ohne Aenderung geweſen. Dieſe Stimmung 
war jedoch nur eine einſeitige, da Käufer keine Neigung zeigten, ihre Ope⸗ 
rationen auszudehnen oder ihren Bedarf zu vergrößern. ; 
Heute iſt das Geſchäft ſowohl in Garnen wie Stoffen unverändert ein 


aim, 


wire wiskätteilk, 


ND 
7 * 7 


ni ni 


N 
(Aus 


Weizen loco 180-225 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 


rer Wr. r 
ws a a 


Ag Marl oa, 
er 211—210% 
loco 148 


er . a ds Wolff s 1 1211 ut, R 
—.— 3 e Quantitäten zu mäßigen Reductionen unter⸗ Wien, 12) Mal, Abends. Die öſterreichiſche Bankgeſellſchaft — 55 1 Ainet — 
un Ian (Schiffbant) zeigte polizeitic) gie ee a Be dis 165 M. gach Qualitat ſcher 2 
1 N „ Ein Beamter kaſſirte dieſen Betrag am 5. Mal ein un e f m Me 
Berliner Börse vom 11. Mai 1876, 2 bez, pr. Frühjahr 
dem 8. Mat verſchwunden. a 1972 12 I 
Wechsel. Elsenbahn-Stamm-Aotlen. Budapeſt, 11. Mal. In der Sitzung des Abgeorbnetenhaufed] Auguſt 1511505 
e , : |. f . g , gab der Minifierpräfdent ieza, die Dießberünlihen  Snterpellationen| 12,000 Cenmer, . 153 ME. — Gerte loco 141—180 M 
London 1 Letr. 2 M.|2 | 2029 d  ÄRorg.-Märkische, .| 3 4 485,5 br beantwortend, ein Exposé über dle bekannte Vereinbarung mit Oeſter⸗ nach Qualität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo Ioco 150 — 190 M. nach Qualitat 
Petersburg eden. 1205 22 „ besiis brssdeg - f 70 ds teich. Die Antwort des Miniſterpräfidenten wurde einhellig zur il 7 r e * 
Wien 100 1 — 72 1 10910 5 Berli Hamburg. 12% 10 4 1128 br Kenntniß genommen. chwediſcher 184 —187 M. ab Bahn bez., pr. Frübjabr 161-163 Mark bez., 
40. . 4 K. 4167.35 ba Berl. Nordbahn i f e. 880 b. Zara, 11. Mat. Der bier nach Berlin durchreiſende montene⸗ pr. Mai⸗Juni dio. Mark bez., pr. Juni⸗ Juli dio. M. bez., pr. 1 
Fonds- und Geld-Cou Berlin Steine Mia | — f 120. griniſche Senator Petrovich iſt angeblich der Ueberbringer eines Me-| August 161—159 M. bez., pr. Sept.:Dctbr. 15644 M. bez. Gefündigt 1000 
. % nee 4% lee d |Böhm. Westbahn. 6 8, |8 | 75,80 b morandums über die Forderungen der Inſurgenten. Star. Kündigungspreis, 163% R. — LErbſen, Kochwaare 178-210 M, 
de, A ige 60 8 reslau-Freid. « 74 5% 4 | 78,76 bz B 11. Mal. Die internationale Conferenz wegen der Gott⸗ tterwgare 170—177 M. — Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert inc. 
ar alete v. 18863 l 40 es do. Lie f F f 110090 b. BER, e ee e e „ en d Nr. 0: 27,50 — 26,50 M. bez., Nr. 00: — M. bez., Nr. C und 1: 
Bester Bind Gbllg. 3 10 0 b  TOuixhavan. Mas s |6 | - hardbahn iſt bis in den Monat Juni d. J. verſchoben worden, weil 25,50 24.00 M. — Noggenmebl Pr. 100 Kilo Br. unverfleuert incl. Sad: 
2 Berliner 8 — — r 7 6245 b die vom ſchweizeriſchen Bundesrathe in der Angelegenheit niedergeſetzte] Nr. 0: 23,50 22.00 M. Nr. 0 und I: 21,25—1975. Mark der. — 
e Haie Serge. 6% 7 Commiſſion ihren bezüglichen Bericht zu erſtatten noch nicht im] Roggenmehl pı. 100 Kilo Br. incl. Sad Nr. O und 1: April⸗Mai 21,15 big 
Schlesische 3% 85,4 8 ———— 2 — N 5 er Stande iſt 10—15 Mark bez., pr. 0 A bez., en hier! Mark 
N 7,70 aschau-Oderbei — 1 55 * N 1 i 40 — 7 5 — 
IIC P é ng. ng she Br SEN Sr — 
ee 2972 28 Mask. Bosener. . 8 4 12225 de gegen den radicalen Deputirten Rouvier, daß er ſich einer unmorali⸗ Kündigungspreis 21,10 M. — Rübol per 100 Kilo loco ohne Faß 64,5 M. 
‘8 )Westiäl. u. Rhein? | 96 ba Magdeb. Halbarat| 8° n 1 248 d“ ſchen Handlung ſchuldig gemacht hätte, führte in der heutigen Sitzung] bez., pr. April⸗Mai 64.8 65 M. bez., pr. Mai⸗ Juni do. M. bei, pr. Juni 
(gerte: % 885 8. 40. e b., 14 (4 0 % feinen Zwiſchenfall herbei. Rouvier ſelbſt beantragte, der Juſtizminiſter] Juli do. M. bey, Juli — M. bez., pr. gene 9 90 64.5 —6—5 M. 
Badische Präm.-Anl. 4 [118,56 etba@ |Malnz-Ludwigsh. |6 |6 4 160,25 bıB u 1 D ſlizminiſter er: bez. Gekündigt — Cinr. — Kündigungspreis — — Leinöl loco — M. 
Baleriache 4% Anleiheld [121 G Niederschl..Märk.|4 [4 4 08 B ſolle den „Figaro“ gerichtlich verfolgen laſſen. er Juſtizmin — Wetrolenm loco per 100 Kilo incl. Faß 27 M. ab Bahn der, pr. 
Sd Fries 13 34 130 „ d klärte, eine Unterſuchung jet eingeleitet, er werde feiner Zeit das] April- Mal 24 M. bez, pr. September⸗October 25,2—5 M. bez., r. April — 
Kurh, 40 Thaler-Locso 264 99 bz Oostorr.-Fr. S. E. % 4 4495051 da. Weitere anzeigen. Nächſte Sitzung Montag. bez. — Gekündigt — Etr. — Kündigungspreis m; > bez. > 4 
dnn e 1, 1516 Dan rn Portsmouth, 11. Mai. Der Prinz von Wales iſt an Bord des ; DE ac) nobne u ver n 10 N 7 # 
Oldonburger Loose 136 B 8 gudb. 0 e 127,6 bi „Serapis“ heute bier angekommen. W. b ur. 51 Juli 17 6745 Mark bez. . Julia 1 4863 
—— irre achte-O,-U.-Bahn| 6 6% 4 [103,75 be 1 ier M d de ab⸗ >: ent Juni⸗Juli 47, 1 ar 3. N gu 2 
Ducaten — — Fremd. Bkn. — — HReichenberg-Pard,| 4 4% 4½% 50,25 den Konſtantinopel, 11. Mai. Der Groß vez er ahmu wurde bis 4 Mark bez., vr. Auguſt⸗September 49,6-3—4 M. bez., pr. September⸗ 
e 2099 8e, |sinkidein 158g v, dd. te: |" 2 de geſezt und Huſſein Aoni nach Konſſantinopel berufen. Der Scheich Detober 40,5 5 6 M. der, per April — ber. Gef. 70,000 Site. — Kan- 
Teber — —. aa. Ben. 226,16 bs Bhein-Nahe-Bahn ar RI ül Islam iſt gleichfalls abgeſetzt und wurde Scherif Effendi zum Scheich] diaunaspreis 47,3 M. 
. — ul Islam ernannt. ; ; 
Schweiz Westbahn| 0 4 | 15,75 bz A 12. 1 5 arkte 
Dei Zane Lie. A, . 5 4% b. Konſtantinopel, 11. Mai. Von der mit der Leitung der Preß⸗ he belebt K W 
baia rin 27 % %% Waschen Wien 110 | — 14. 1188,78 b. angelegenheiten betrauten e it 50 Walden zn Breiten. MR 94 N 
do, do, |5 100 0 b worden, wonach von heute ab alle Journale der vorgängigen Cenſur] Weizen, bei ſtärkerem Angebot matter, pr. 1 ilogr. ſchleſiſcher 
R Mi 86 De { weißer 16,60 bis 19,00—21,00 Mart, gelber 16,30—18,40 bis 19,70 Mart, 
Kündbr. Cent Bod. r 44 10,20 B Elsenhahn-Stamm-Prieritäte-Aotion, unterliegen. i rte über Notiz bezahlt. 2 | 
4. de. (18795 |181,80 bz x Konſtantinopel, 11. Mal. Ja einer von den Journalen ver- feinſte Sorte übe 51 N 0 9 1 
rt Görlitzer. 4 s s | 83,75 bz ' litäten 5 100 . 14,00—15,00 
45 15 2 10 0 — Berliner t Fe 89 öffentlichten offictellen 1 5 or der een PR 2 be u Roggen Ay 4 — . — ud 1 Kilogr 5, 
Unk. H. d. Pr. Bd. 36 nt ö d die Theilnehmer an der Ermordung des deutſchen Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 13,00 —15,00—16,00 Mart, 
40. III. Em. do, 8 1036 »O. ÄHalle-Sorau-Gub. |0 % |ö 2160 bs die Urheber un b erſte gr. 15, 
Kündb.Hyp.Schuld.do.5 100 bs et ae] PA ar ER und franzöſiſchen Conſuls in Salonichi ſofort nach Beendigung derſ weiße 16,50—17,20 Mark. i f 
. 108 m - — Farce 1. 22 Br 355 36 Unterſuchung auf das Strengſte beſtraft werden ſollen. SE ana gefragt, per 160 Kilogr. 17,40 bis 18,50 bis 19,40 Mark, 
0. ‚a, In r 2 — 1 0 
Tre, . fre n 1 | #3 Bro ſt, 11. M b Feet Rete melder aug Belgrad; d 5, als Sede un Fersen 155 Lahe 17.18, DO Mal 
de. 50;Pf.rkolbn.m.11015 |163 B Pomm, Centralb. „| 0 — (cr. - eſt, 11. Mai. „Relet Neke“ meldet au elgrad, daß, a r „ llogr. 14.801880 
F. %%% / //%/% ↄ ¶( mieher| Bahnen sine Umah, nr I Alben KNamnIBeOTICH Be, 
Ost. Silberpfandbr. .15 en EN TER 2%, 5133 “  |entlafien wollte, eine drohende Menſchenmenge ſich vor dem fürflien| Mark, blaue 10,00 —11,50 Mark. f 
. 87,60 bz \ . Palais anſammelte. Da Raljevic und Mannovie die Bildung eines icken blieben vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 16,80—17,80—18,80 Mk. 
W 40 11 neuen Cabinets ablehnten, gab Fürſt Milan der Preſſion nach und elſaaten ohne Umſatz. 
Wide. Bod-Ored-Biän 5 22 bz ehe ſetzte das Cabinet Riſtie wieder ein. Vier Mitglieder deſſelben waren ramm netto in Mark und Bi 
e lo 3 f 5 8 in der Verschwörung gegen den ermordeten Fürſten Michael verwickelt. 2 25 — 2 25 
’ ländisohe Fends er a a Warſchau, 11. Mai. Die ruſſiſche Regierung if revolutionären) Winterraps 50 2 25 26 50 
„ 60,50. 40 b do. Prod. u. Hdd. B. 10 5 140 B Beſtrebungen im ehemaligen Königreich Polen auf der Spur. In 2⁵ * — 3 
a Pier. Bar | 4% 1 2° |U | 640m Folge deſſen haben Sonntag und Montag Verhaftungen in Lublin, F W e ent ORT 
e . U 66,50 * Plock, Lodz und Lencye ſtattgefunden. Die Verbindung ſteht mit| m aps kuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 7.30 7,60 Mark. 
45 Laa dal 60. — abe Bras. Wechslerb.| 3%: 14 It 86.80 8 politiſchen Gehelm⸗Vereinen in Rußland in Beziehungen und find Lein kuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,20 —9,70 Mart. 
de. Oredit-Loose s. 5 B . SAH 15 75 } an dort ſchon vor Wochen Verhaftungen vorgenommen worden, doch dürfte Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. 53606268 Mark, — 
n weil 120 bc Dermat. Credits 8. | 10} bz der Angelegenheit nur wenig Bedeutung beizumeſſen fein, da ſich die⸗ want pr. 10 3 n eg Mr Notiz. 
4 Bo- C bs enteo Bank 3, 13° 14 ae ben ſelbe als ſoclaliſtiſche documentirt. — Aus dem füdlichen Theile Polens Ehymotbe a en fin alt 207523075 
ase Seb Gl 81.18 dx 40 1 Eee ir 1 18625 bz werden Truppenconcentrationen gemeldet. E nen W WE — ene 8 Mark, Se 
Russ.-Poln. 2 ‚00 bz . 5 2 5,00 —26, ark, gen⸗Futtermehl 9,7510, „Weizen . 
Poln. Pindbr. III. Fan.! — — Disc-Vomm-Anth,12" | 7 l 111370 ba Tel biſche Courſe und Börſennachrichten⸗ dis 8,50 Mark ö 
Tom. Liquid-Pfandbr.[4 | 6820 bs Genosscusch„Bak.| 6 7 1 4 egray 5 5 bis 8, ark. 
Ardckz. p.1881/6 104.20 B 9. Junge s s 3 4 255 Wolff s Telegr⸗Bur eau.) \ | 77 BETH 
u a. 1 . Frankfurt a. M., 11. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [ Schlußegurſe]!! Nürnberg, 9. Mai. [Hopfenbericht! Gestern wurden von biefigen 
nie 92. 2 Etz 4 flu ger. ie 1 6 u 1 3 Londoner Wechſel 203, 95, Pariſer Be 80, 45 * e n e So 7 A e —* — 
Ltal. neue 5% Anleihel® | 70,80 & D 16 2 Böbmiſche Weſtbahn 151%, Eliſabetbbahn 12 alizier „Fran- welche meiſtens aus verſchiedenen Mittelſorten beſtanden, von denen Haller⸗ 
ei 01 e fade Eee 92 ARE ar) 225 % Lombarden“) 70%, Rordiweitbah 110, Silberrente 59%, Hauer zu 54-56 Mast, Würtemberger, 2 25 zu 50, 2 — 
Rumänische Anleihe. .[8 | 96 ba Ea n Nen apierrente 56%, Ruſſ. Bodencredit 85%, Ruſſen 1872 8%, Ruf. bis 60 M. angezeigt find. Nur vereinzelte A e in Halle w wi 
‚Türkische Anleihe. 5 10:90 ba — — 75 94 0 —— leihe — —, Amerikaner de 1885 101%, 1860er Looſe 101%, 1864er 68—72 M. außzuweiſen, dagegen waren billige Exportſorten zu 45-50 M. 
Ungsast,Eisenb-Anl|® | 69, Melninger ı da. 14° |” 4 | 76m Looſe 269, CO, Erevitact.*) 118%, Deft. Rationald. 722,00, Darmit Bank am meisten begehrt. — Am beutigen Markt bezahlte man blos die feitherigen 
Wianische 16 bir.Loose 39,10.@ Moldaner Län Bi] 3 | — a =. 102%, Brüſſeler Bank —, —, Berliner Bankverein, Va Frankfurter | Curfe, für bericbiedene Hallertauer Mittelforten 69, 3 über dieſen 
Türken-Loose 30,80 bk a a TE e r Wechslerbank 76%, Deuti »öfterreihiihe. Bant 90%, Meininger Bank Preis find Abſchlüſſe fo felten, wie tadelloſe Primaquglitaten. Elſaſſer, 
A eee BR] 07 12 | 80 26 78%, Hahn' ſche Effectenbank —, Reichsbank 156%, Tonünental —, —, Poſener und Würtemberger ſind blos in Sekanda⸗ und Tertia-Sorten ver⸗ 
Elsonbahb-Prioritäts-Antlen, Ost, Cred.Aetion| 6% . 1241:3150 ba Heil. Ludwigsbahn 101%, Sberbeſſen 73, Ungariſche Staatöloefe 154, 00, deten, erregen deöhalb wenig Kauflust, aa F 8 Rasch 
% Na es Be- gen? 3/1 . do. Schpw. alte 36%, de neue 85, Centrol-Paciße 91%, Türken —, Preisſtand: es freifen fait laglich 100 ir: 1 Einlauf ziemi achſchrift 
5 I 97,75 bz Pr. Cent.-Bod,-Crd.| 9 9% |4 117,50 bz ne Oſtb.⸗Obl. II. 62%. Deutſche Vereinsbank —. Parduditzer Actien —. 1 Uhr: Das Geſchaft war durch weben un M dom * — 1225 ; — 
VVVCCVCVCVJV%%%%(C(CTTT0TTTTCC00T0T 
40%, 4% 5% B schl. Bank- Vereins 15 4 | 8250 b. us der e: Erepuc r 8 N 6 
N „4% 89’ ba 2 7 barden 69, 1860er Looſe —, Cliſabethbahn — anz⸗Joſefsbahn Pi nun 
e g Ti ah 1 7 ene n m * N Emo Galler —,—, a haben > Darmiädier | Meteorologiſche Senne ae Univerſitäts⸗ 
do, 40. %% 86 6 Wiener Unionab. .| W | 25 4 90 6 a — . 2 
g 8.47 — r ) medio reſp. per ultimo. 0 
4E. 8. 84 J 0 e abburg 1. Miet Madmitags. [EhluhsGonrfe] Hanburzer „ Mai II. 12. Nadm,, 2 dB. 10. M-..|. Morg, 6 U 
333,13 333% 05 332/62 
n In Liquidation.) Sw⸗ Br., A. 114%, Silberrente 59%, Grebitactien 117%, Nordweſtbahn —, Luftdruck bei Oo. 8501 10 3* 
do, de. Kl Ede Berliner Bank... 0 J jfr 80 0 1 561, Lombarden 174, Italien. Rente 70%, Luſtwärm ＋ 8, + 5⁰4 3, 
e 66%, Gommenbant 87%, po. I. Gmiffioa | Dunftoend . ....... 10,54 17,98 2 
, M M rx!!! Af 2857 K.. 
geen, f e eee, ee dengel Maat 84%, Umeritaner de ee c bewöltt. trübe. bedeck. 
Hannover eee 04 40, Aland. u. Pace,“ = . — — 101, Rbeiniſche Eiſendahn do. 117, Bergiſch⸗Markiſche do. 84%, Disconto Wetter een 7 Uhr Morgens 7% 
Märkisch-posener „. 0 b. ente. cer“ | g. de 27 vt. — Matt, Peſonders Bahnen. Wärme der Oder ee br Morgens + TIL 
don 4, IL Ser: e anner. Piss Br G | Bus ii — — Hamburg, II. Mai, Nacm. IGetreidemarkt] eigen loco feſt, auf Breslau, 12. Mai. [Waſſerſtand.] O.-P. 5 M. 30 Cm. U.⸗P. 1 M. 28 Em. 
de, do; op un? [WB „ eech. Man, g. 5589 @ Termine rubig. Roggen loco feſt, auf Termi Mill. Weien pr :: ... 
Genn . ee == Ostdeutsche Bank, N — . 86 0 = Pic 1120 ie Mai 180 . 140 09 75 Jah daun pr. 1006 Verlob ihrer jüngſten Weiden 
are re N en pr. Mai 5 ” . a g ung i e 5 
e Trio 152 Were 151: Gb Bafer mubig Gerfte fl. DM 05 r Gonschior, J 22, 
1 3% 8  Jer Wesheler Ent. ? 2 Im, Ba loco #2, pr. Mai 62, pr. Oetbr. pr. 200 Bio. 64. — ruhig, Herrn Leopold Janower bier besbeen empfiehlt als ſehr beachtenswerth: 
do. Ei 0» — be.» 100 g 100 f ge Alle Unab 2000 C3 W denn feen ſich ergebeuit anzuseigen a [5196] Havanna, Cigarren & Mille 60, 75, 
40. Ah — 4 24 er Kaffee „ d. „ „Freun au. 90— 
do. H.. 410,0 ban Standard white loco 11, b. II, 70 Gd., per Mai 11, 70 Gd., pet] Breslau, den 11. Mai 1876. Echte Kuba G gage in Original⸗Baſt⸗ 
2 d 1.90.50. be Industrie-Paplers. Auguſt⸗December 12, 00 Gd. — Wetter: Windig. „ adeten zu 350 Stüc, A Wide — 
do. von 1874.4 B BorlLEisenb.-Bd-A.| 7% | — ftr. [117,50 50 Liverpool, 11. Mai, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht. ) 3 Unſort. Havanna⸗Cig. à Mille 54 Mt. 
v. Kisenbahnb.-@.1 0 % 14 | 13 b d den Steppröde 
2. Brieg et — — do. Beichs-n.00.E.| 4 | — |4 8 6 8 — Ballen. Ruhig, eber williger. Tagesimport Stepp e e Dae Aus (du: in 0 Arten 
N . — iſche. > e ille 2 
-t g I Wee ee . 7 f de, Sinerpool, 11. Dia, Nasmittegs. [Baummolle] (Bäluiberiät.) | inne Kb u. (ne Henmartt 6, gde Bordeaurmeinn a Fl. 1-8 IM 
2 2 . Westend, Coms, ? | — In.| 4d 8 Umfag 8000 Ballen, davon für Spe 1000 Ballen. — Hof 1 Treppe. Rbeinweine à Fl. 90 Pf. bis 2 ME. 
8 * ＋ Matt, unregelmäßig. 1254 A Muscat Lünel (ſuß) & Fl. 90 Pf. 
Ontpreuss. Sädbahn, 5 "101.75 b r. Hyp.-Vers.-Act 18% | 18 % |126,60 640 iddl. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 4% f Mann, welcher d. verſchied.] Mofelmeine à Fl. 70 Pf. 17011] 
ee le tn Tea er rt on Di 1 45 Ku wa 7 7 sh *. 5 E Ta der Tucfabritat. praktiich | Ungarwein, 5 à Fl. 1,25 Ml., herb 
Een ö hütte. 4 | — j4 | 16 ebe 13% engal 4, good fair Broa ‚ 0 ’ "Brivatunter: | 1,50 Mt. 
. 3428 bis Berta. Daion. % Ze das Oomra 4%, fair Madras —, fair Petnam 6%, fair Gmyma 5 e Buch fabe. genaffen | Champagner, Marte Monlier u. Cr 
Dux-Badenbach. . .. = — Ahnen er % I) ler air Ganptian 6%. | 2 a bat, ſucht z. Ausbildung im Kaufmän.] Neims à Fl. 3 M. 50 Bi Marke 
Bra Dün. . . , 46 bütte . — 0 8 Antwerpen, 11. Mai, Nachmitt. 4 Ubr 30 Minuten, ee e niſchen bei mäßigen Anſprachen mög. Celliers u. Co. à Fl. 3 Mt 
Sal canada | HA 8 el see i. ie ha: en) Weizen fteigend. Roggen fteigend. Hafer gefragt. Geiste | ka bald Stelung am, gift, in N Die Cigarsen als au die 2 
> o. noue 8 bl. Eis 0 "| VbeB etig. 2 8 8 i „od. Wollge „ Gef. find aus einem Gelegenbeitskauf u 
Fr ede 1 1205 Br 5 Seh. e 1 1035 6 = a ea ee 8 Din a . Abr fin unter ae M. H. 57 | vepräfentiren einen reellen Mehrwertb 
ere [Mana e,; : e Be 28 Br, pr Sun 234 00 20% Br, eee an, | CIE © . Zt. Wogen. Inon wenigftens 33% %- 
do, > ah N ä “ln. [168 et September: December Br. Belt. ! 
SER „ e e f en e Je Fe Nene Neue Matjes-Heringe 
e en | 272 ness. Biene 10 dal dart wbite ſoco 11, 35, pr. Juni 11,50, pr. Juli II, 58, vr. Auguſt⸗ 
;ronpi-ndoitmahn ‚| 0105 e n r Get! % [December 12, 28. bab —4———— werde ich, sobald feine Fische kommen, 
Gde. ente fe he near. Spinnerei |4 | 16 | 29.0 Berlin, 11. Mai. [Broductenberiht] Roggen wurde reichlich an“ meinen geehrten Kunden senden. 
40, südl Staatsbahn]? 233 bzB er ah Bas 1528 8 geboten auf Termine und iſt zu nachgebenden Preiſen ziemlich rege umgeſetzt d f h 1 
. ple ionen 7686 br schl. Wen- f. ö f 28 bi worden. Loco iſt der Handel eng begrenzt, da ſich der Begehr heute zurück⸗ E | uar d C 01 „ 
Warschau-Wien II.. 5 94,60 bz Schl. Leinenind. 7% | — 4 |—— baltender zeigte. — Roggenmehl flau. — Weizen in matter Haltung, Preiſe 8 
d III. Is 15190 be 8. Aect-Br. (Schelte “ | — Im | — — u Gunſten der Käufer. — Hafer loco in 7 Waare gut verkäuflich. Ohlauerstrasse Nr 9 [7108] 
70. 7. % 87 8 de. Porzellan 0 — j4 | 16,50 B & h 6 böli ft und beſonders nahe Lieferung brachte 2 
45 . A n ermine matter. — Rüböl iſt ſehr feſt und beſonder zeferung lauft . ip zer ee 
— Send ele Fa. . 0 P 1830 beſſere Preiſe. — Spiritus wurde ſtärker angeboten und hat billiger berlau 8 orllicher Redacteur: Dr. Stein, (In Vertretung; Dr. Weiß) 
. lernen e '|= I Farze a” [merpen mörien Drug von Grab, Bari u. Comp. WW. Friedrich in resier. 


